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h S
n n den Wandelgängen des Reichstages wird nur ein
ſah ger Wunſch laut, möglichſt bald die Pforten des Vallot
le ne s zu ſchließen, ehe eine Kriſe heraufgieht. Es iſt dies
en l nicht allein Sorge um das eigene Wohlergehen, ſon

An die ernſte Befürchtüung, daß die Koalition eine lange
2Z mung nicht mehr überſteht. Die Gegenſätze ſind zu groß
n l Worden und werden nach außen nur mühſam überküncht.

II bet aber muß der aufmerkſame Bevbbachter feſtſtellen,
n die Riſſe im Bau nicht gradlinig verlaufen, ſondern

reuzen. Keine der Kabinettsparteien weiß, wohin ſie
wet liner Sprengung des Blocks gehen ſoll. Einige Wocheng e ſchien es, als ob das Zentrum die Abſicht hätte,

h einem Sturz des jetzigen Kabinetts ſich auf die Wei
n 5 ter Koalition zu beſinnen und dort die Führung zu

bernehmen. Manches ſprach dafür, auch die vorſichtige
ne gung des Zwiſchenfalls Dr. Wirth. Bei den klugen

aktikern, über die das Zentrum immer verfügt, auch
t en es ſie gerade am wenigſten in den VordergrundMoll n konnte man ſehr wohl mutmaßen, daß man Dr. Wirth

treit mit einem kleinen Verweis abſtrafen wollte, um ihm
e Ah er die Führung in der Weimarer Koalition zu über
unter ſeeb gen. Die Ausſichten dafür waren auch nicht ſchlecht.

s Bröckeln der Kommuniſten wie der Auftrieb der So
üldemokraten müſſen immerhin mit einem erfolgreichenI fmarſch rechnen. Nahm man dieſe Rechnung als rich

e an, dann war allerdings die Vorausſetzung dafür, daß
e Zentrum unter Verzicht auf Schulgeſetz und Konſordat,

äainer ſich bietenden Gelegenheit den Austritt aus der
gen Koalition anmelden und ſo der Volkspartei oder
n Deutſchnationalen zuvorkommen würde. Deshalb

de auch der Beſchluß des Parteigusſchuſſes vom letzten
nntag, der die Politik der beiden Hebel in Preußen und

el billigte und fortzuſetzen verſprach, in gleichem Sinne
bedeutet. And doch war es falſch Das Zentrum wollte
n diglich einen Druck damit auf die Rechtsparteien aus
ynh en um ſie ſür das Reichsſchulgeſetz willfährig zu machen

ie Klerikaliſterung der Lehranſtalten erſcheint immer
n ichtiger als die Republik mit ihren Verfaſſungsproblemen
n Zollfragen und Außenpolitik.

v

Allerdings, das Zentrum hat das Schulgeſetz noch nicht
Hafen Nur ein Zugeſtändnis wurde ihm gemacht Die

m htembertagung, die lediglich den Zweck verfolgt, das
ch in erſter Leſung zu verabſchteden und es dann dem
ildungsausſchuß zu überweiſen. Ob der Reichstag ſich
dieſer recht überflüſſigen Sihung bereit findet, bleibt
uwarten. Möglich iſt es immerhin. Doch damit iſt
ſig erreicht. Schon das Kabinett, dieſer kleine Aus

l von elf Mann, Geßler fehlt ſogar, weil er ſich auf
aub befindet hat keine Einigung zu erzielen ver
ht. Sechs Stunden hat man darüber hin und her be

en hat ſogar eine zweite Sitzung zur Ausſprache ver
t und doch ſchließlich nichts weiter beſchloſſen, als die

äge dem Reichsrat und Reichstage zuzuweiſen, ohne
ſt irgend eine Bindung einzugehen. Aus dem diplo
d en Deutſch Pärlamenkarismus in die gewöhnliche

ch äche übertragen heißt das nichts anderes, als daß nur
u S entrum hinter dieſer Vorlage ſteht und daß ſowohl
go uſſchnationalen wie die Deutſche Volkspartei ſich die
n h vorbehalten haben, über die einzelnen Para
57 o n nach eigenem Ermeſſen abzuſtimmen. Noch hat

S ehtrum nicht triumphiert. Wenn der deutſche Li
1 I lismus, der die Freiheit des Geiſtes zuerſt in einem

l I waktionärſten Staaten der Welt proklamtert hat, durch
ſg, durch Schiller, Fichte, Schleiermacher, auf ſeinem

en ſt wird er auch dieſe Gefahr zu bannen wiſſen. Das

e e Vorlage kann von ganz wenigen Stimmen
Mängen.

z

n Die Zolltarifnovelle iſt zwar noch nicht unter Dach

n Fach doch kann man wohl annehmen, daß Herrnc chiele dieſes Meiſterwerk gelingt. Eigentlich Hätte er
ücktreken müſſen, denn die Landwirtſchaft ſieht auch in

Kompromiß wie immer eine ſchwere Gefährdung

ichend bezeichnet. Aber Herr Schiele kennt ſeine Partei
Ande ünd wir kennen ſie auch. Sie haben ſtets die

t beherrſcht, am lauteſten zu vüfen, und wenn auch
alles ſo doch noch immer mehr zu erzielen, als ſie

e gehalten haben. Die eigentlichen
T

ütſchen Ackers und hat die Zollerhöhung als unzu

Opfer bringen die beiden anderen Koalitionsparteien Das
Zentrum mutet ſeinen Anhängern in der Arbeiter und
Angeſtelltenſchaft erheblich viel zu, und die Volkspartei
kann den Widerſpruch nicht aus der Welt ſchaffen, der
zwiſchen der Haltung der Fraktion und den Reden ihrer
beiden Reichsminiſter Streſemann auf der Genfer Ta
gung, Curtius in der Sitzung der Handelskammern zu
Hamburg weithin ſichtbar klafft. Der Landwirtſchafts
miniſter hat nicht vermocht, die ſtarken Meinungsverſchie
denheiten im Kabinett zu vertuſchen. Als Hilferding ſie
ffeſttnagelte, gäb er ihr Beſtehen achſelzuckend zu. Es iſt die
Abſſchlagsgahlung, die notwendig wurde, um das Kabinett
üſher dieſen Sommer hinweg zu bewahren. Die Koſten
für das Eis. Die Entwicklung ſelbſt wird einmal andere
Wege gehen, die durch die Beſchlüſſe der Weltwirtſchafts
konferenz vorgezeichnet ſind. Dann aber wird das ganze
Kabinett Marx III nur noch als eine unerfreuliche Epiſode
in der Geſchichte der Republik auf irgendeiner Tafel ver
zeichnet ſtehen.

Jm Reichsrat hatte die Reichsregierung eine ſchwere
Niederlage erlitten, als ſie mit der Zolltarifnovelle kam.
Unter Führung Preußens ſtimmten die meiſten deutſchen
Länder gegen die Erhöhung des Zuckerzolls and Kartoffel
zolls. So wurde eine Doppelvorlage nötig. Nebenein
ander gingen dem Reichstage die Geſetzentwürfe zu, wie ſie
nach der Reichsregierung und nach der Abſicht des Reichs
tates ausſehen ſollen. Blieben ſie Länderregterungen feſt,
ſo wäre es eine Spielerei, eine Kriſe von größtem Umfang
heraufzubeſchwören. Ein Einſpruch des Reichsrates kann
wom Reichstage nur mit Zweidrittel Mehrheit zurück
gewieſen werden. Jn dieſem Falle ſo ausſichtslos, daß
Herr Marx es gar nicht wagen würde, das Anſinnen über
haupt zu ſtellen. Die Vorlage wäre damit gefallen, aber
das deutſche Volk hätte keinen Vorteil, denn dann träten
die autonomen Zollſätze in Kraft, die noch höher liegen.
Das iſt auch wohl der Grund, weshalb ein Teil der Län
der bereits neue Jnſtruktionen an ſeine Reichsratmitglie
der geſandt hat. Man wird zunächſt einmal drei gerade
ſein müſſen, um dann bei dem endgültigen Zolltarif das
entſcheidende Wort zu ſprechen.

W

Demokraten und Sozialdemokraten haben ihren An
trag auf Feſtlegung des 11. Auguſt als nationalen Feier
tag wenigſtens bis zur Ausſprache gebracht. Freilich iſt
es nicht ihr Verdienſt, denn ſte hätten im Reichstage ohn
mächtig jeder Sabotage zuſehen müſſen, da das Zentrum
willens war, eine Verſchleppung bis zum Spätherbſt her
beizuführen. Da griff Preußen ein. Ein Fernſtehender
wird nie ganz begreifen, daß eine Regierung mit
Zentrumseinſchlag gegen die andere Regierung mit
Zentrumseinſchlag Angriffe richtet, aber der Parteiaus
ſchuß hat ja ausdrücklich dieſe Politik des doppelten Bo

nene c

Geht Sie das an?

Haben Sie ſchon in dieſem Jahre für
die Partei ein Mitglied gewonnen Wenn
nicht, dann beeilen Sie ſich, damit wir Sie
in die Liſte der Färderer eintragen
können.

Jeder vrganiſierte Demvkrat hat im
Laufe dieſes Jahres der Partei ein neues
Mitglied zuzuführen.

dens gebilligt. Jedenfalls beſtand Preußen auf Erörte
rung dieſes Antrages und ſetzte ſeinen Willen durch Für
die urſprüngliche Faſſung des Antrages ſind die Ausſichten
nicht eben groß. Das Zentrum verwäſſert. Nur dann ſoll
der 11. Auguſt gefeiert werden, wenn er auf einen Sonntag
fällt, ſonſt feiert man eben den Abſchluß des Verfaſſung

einer Auflöſung Wahlen in Strelitz Die Militärattachés.
werkes am nächſt folgenden Sonntag. Bei geſchichtlichen
Gedenktagen eine etwas merkwürdige Anſchauung Man
richtet ſich offiziell nach dem Kalender, in Wahrheit nach
der doppelſeitigen Koglitionspolitik des Zentrums. Wenn
die Linke überhaupt etwas Greifbares ſchaffen will, wird
ſie ſchon dieſem ganz üblen Kompromiß zuſtimmen müſſen,
und nicht nur das, man wird auch den Fronleichnamstag
zu einen vffiziellen Staatsfeiertag machen. Rom tut nichts
umſonſt. Es muß an allem verdienen

Jn der Fürſtenabfindungsfrage hat der Reichstag
wöllig verſagt. Dasſelbe Zentrum, das immer für Sperr
geſetze eintrat, hat ſich jetzt den Deutſchnationalen Halb
vepublihanern gefällig erwieſen und den Antrag der Lin
ken auf Verlängerung des Geſetzes abgelehnt. Schon mel
den ſich auch die Standesherren mit ihren überalteten For
derungen, die in der modernen Zeit ſchon wegen ihres
Charakters keinen Platz mehr haben. All die alten Raub
ſteuern wie Brückenzoll, wie Judengeld, wie Kopfſteuern,
die damals bei Verſchwinden der kleinen Dynaſtien in Ren
ten abgegolten wurden, werden heute als Wechſel der
Republik zum Einlöſen präſenkiert. Der Grundfehler
wurde damals in Weimar gemacht. Sagen wir das nur
gang offen Angezählt waren die Verſäumniſſe der Volks
beauftragten, aber die Nationalverſammlung unter dem
fürchterlichen Eindruck des Verſailler Vertrages und der

gründlich durchzuprüfen. Damals wäre es an der Zeit ge
weſen, mit dem ganzen Spurk des feudalen Mittelalters
aufzuräumen. Die Gegenwart verſagt wieder. Nur weil
das Zentrum das Schulgeſetz haben will. Sehr billig iſt
dieſes Vergnügen nicht. Die Forderungen der Standes
herren belaufen ſich allein kapitaliſtert in Preußen auf
120 Millionen Goldmark. Der Aufwertungsſatz von 12
Prozent, alſo derſelbe, dem die Anleihebeſitzer erhalten,
wird von der jetzigen Koalition als unbillig empfunden
Sie wird 25 Prozent wie bei Hypotheken bewilligen. Da
für werden auch die Auslandsdeutſchen, die 12 Milliarden
verloren haben, mit 900 Millionen abgeſpeiſt. Das re
publikaniſche Glaubensbekenntnis der Deutſchnationalen
v dem einſtigen Trägern der Monarchie gute Dienſte ge
eiſtet.

Wir ſind an dieſer Stelle ſeit langem für Reichstags
auflöſung und Neuwahlen eingetreten. An Parolen fehlt
es nicht, die zugkräftig genug ſind und uns von unſeren
Gegnern geliefert wurden Sicherung der Reichsgewalt
gegen den zerſtörenden Einfluß des Partikularismus, der
unter Herrn Dr. Köhler große Fortſchritte erzielt hat,
Freiheit der Schule und des deutſchen Geiſteslebens und
Anſchluß an die Welt wirtſchaft gemäß den Beſchlüſſen von
Genf, alſo Abbau der Zölle, ſtatt Ueberſteigerung. Wenn
wir an dem Ausgang kommendern Wahlen noch gezweifelt
hätten ſo haben Uns die Ergebniſſe in den einzelnen Län
dern gezeigt, daß keine Gefahr beſteht. Am letzten Sonn
tag ſind die Strelitzer zur Arne gegangen Klein iſt das
Land, aber in ſeiner Zuſammenſetzung ein gutes Spiegel
bild des Reiches. Es kann ſchon als Muſter gelten. And
der Erfolg entſprach den Erwartungen. Die Völkiſchen
halbiert, die Kommuniſten völlig geſchlagen, die Rechten
erſchüttert. Nur die Mitte hat ſich gehalten, und die So
zialdemokraten einen Aufſchwung erfahren. Die Zeit
iſt weif.

Die Engländer haben den beſtegten Staaten von 1918
die Entſendung von Militärattaches nach London geſtattet.
Ungarn griff zu. Prinz Hohenlohe wird der Geſandſchaft
ſchön in nächſter Woche zuerteilt werden. Frankreich pro
teſtiert vergebens. Der Artikel 179 des Friedensvertrages
gibt keine Handhabe für dieſen Ginſpruch, obwohl man ſich
in Paris auf ihn beruft. Deutſchland zögert noch, und
unſere Nationaliſtenpreſſe lärmt gewaltig gegen ein Ka
binett, das ihr doch näher ſteht als uns Jn Wirklichkeit
hat die Regierung Recht. Der Schritt iſt nicht b edeutungs
woll genug, um die europäiſche Lage zu erſchweren. Wer
Großes will, muß in Kleinigkeiten behutſam vorgehen
Herr Dr. Streſemann weiß, weshalb er zaudert. Aber
wenn die Deutſchnationalen anderer Auffaſſung ſind ſo
ſei es ihnen gern geſtattet, dieſen Anlaß zum Ausſcheiden

zu benutzen. Richard May

Unruhen im Jnnern hatte nicht Muße, Rechtsfragen



führt.

Auf der Demokratiſchen Reichsbeamtentagung behan
delte der Führer der demokratiſchen Beamten das Thema
„Der Beamte im neuen Staat“. Wir laſſen das mit gro
ßem Beifall aufgenommene Referat hiermit folgen.

Der Referent führte u. a. aus
Was wir poſitiven Demokraten und Republikaner am

ſtaatlichen Leben der Gegenwart auszuſetzen haben, iſt,
daß es allzu wenig des neuen demokratiſchen, ſozialen Gei
ſtes atmet, der ihm durch die Staatsumwälzung eingeflößt
werden ſollte und für eine kurze Zeit auch eingeflößt wor
den iſt. Wir haben das Geſühl, als ob der unſoziale
Klaſſenſtaat der Vorkriegszeit wiedergekehrt ſei, nur ſchüch
tern behängt mit einigen Emblemen des neuen Deutſch
ands. Aehnlich empfinden wir, wenn wir uns das
Beamtentum der heutigen Zeit und ſeine Dienſt und Le
bensauffaſſungen betrachten. Das mag für wiele Dinge ſein
Gutes haben. Denken wir an die hohe Auffaſſung der
Dienſtpflicht, an Ehrlichkeit, Fleiß und Beſcheidenheit. Da
wünſcht natürlich kein Menſch eine Aenderung. Dieſe
Eigenſchaften deutſchen Beamtentums mögen alle Wand
Tungen und Zeiten überdauern. Andere jedoch können,
a müßten im neuen Staat beſeitigt werden, wenn die
Beamtenſchaft die Stellung im Volksſtaat wirklich einneh
men will, die ihm die Weimarer Verfaſſung zuweiſt, näm
lich Diener der Geſamtheit zu ſein. Jch weiß, daß unſere
Freunde ſchon immer dieſe hohe Auffaſſung gehabt haben,
wiele ſchon im monarchiſchen Staat, und daß ſie die ſtärkſte
Befriedigung an ihrem Beruf gerade darin gefunden ha
ben ihrem Volk zu dienen, zum Wohle ihres Volkes ar
beiten zu können. Leider iſt dieſe Berufsauffaſſung nicht
Allgemeingut. Getreu der Tradition des monarchiſchen
Dienſtes ſieht ſich ein weſentlicher Teil der deutſchen Be
amtenſchaft noch immer lediglich als Vollzugsorgan des
Staates oder der Gemeinde an, als ein Organ, deſſen
Aufgabe es iſt, das Bürgertum mit mehr oder weniger
Strenge zur Erfüllung ſeiner Pflichten anzuhalten und ſich
dank dieſem Rechte als beſonders herausgehoben, vom
michtbeamteten Volke abgeſondert zu ſehen. Das iſt auch
der Beamte, der im Verkehr mit dem Publikum leider
moch immer den „feinen“ Mann oder die Dame dem ſchlich
hen Arbeiter oder Handwerker oder der Frau aus dem
Volke ſichtlich vorziehen wird. Das iſt auch der Beamte,
der im inneren Dienſt der alte geblieben iſt, der die Hak
ken vor dem Herrn Vorgeſetzten zuſammenreißt und ſeine
Antergebenen in einem Ton rüffelt, den man heute auch
micht mehr auf dem Kaſernenhof hören ſollte.

Wenn heute zwiſchen großen Volksſchichten und dem
Beamtentum noch Lücken klaffen, die gegenſeitiges Ver
ſtändnis ausſchließen, dann liegt es im weſentlichen da
ran, daß das Volk den Beamten nicht als Menſch ſieht.
Der Schlüſſel zum Verſtändnis mit den anderen Volks
ſchichten liegt aber lediglich beim Beamtentum. Dieſes
muß die Schritte tun, die zum andern Teile führen, und
muß die Brücke bauen, die über die Trennungsgräben

Der Beamte des neuen Staates muß ein gleich
wertiges Glied des Stagatsvolkes werden. Er muß ihm
innerlich verwachſen ſein und ſeine Tätigkeit muß „die
nen“, nicht „herrſchen“ ſein. Er muß Helfer ſein denen,
Die ſich an ihn wenden müſſen, er muß Freund ſein all
denen, die ſchwach und in Not ſind. Er muß natürlich
werden in Wort und Schrift. Dabei weiß ich wohl, daß es
in vielen Fällen aus juriſtiſchen Gründen noch nötig ſein
wird, Formalien anzuwenden, die im freien Leben ſonſt
micht üblich ſind. Doch auch dabei werden ſich manche dem
allgemeinen Volke verſtändliche Wendungen finden laſſen.
Sagen wir es mit einen Wort. „Der Beamte des neuen
Stagtes muß gleichgültig, ob er der höchſte oder der
geringſte iſt wolkstümlich ſein, im Volke wurzelnd, mit
ihm verwandt, gleich fühlend und denkend!

Nur einige Betrachtungen über den Beamten als Po
llitiker, als Staatsbürger! Die Beamtenſchaft iſt auch
ſchon tkraditionsgemäß dafür bekannt, in hohem Maße un
politiſch zu ſein. Jm früheren Staat mag das ſowohl für
den Einzelnen als für den Staat beſtimmte Vorteile ge
habt haben. Der Beamte folgte blind der Politik der
Regierung und ließ im übrigen den lieben Gott ſorgen.
Das war bequem und hielt ihn perſönlich aus dem politi
ſchen Tageſtreit fern. Heute, im demokratiſchen Staat,
mag das zwar auch bequem ſein, namentlich ſeit der Zeit,
ſeit der man auf der Rechten mit geſellſchaftlichem und
wirtſchaftllichem Boykott arbeitet. Es iſt aber eine Pflicht
wergeſſenheit gegenüber der Allgemeinheit und ſofern
es kein Zeichen von Feigheit iſt ein Zeichen mangeln
der Bildung. Die Pflicht des Staatsbürgers iſt, mit allen
ſeinen Kräften ſeinem Staat zu dienen, d. h. Politik zu
treiben. And der Beamte iſt Staatsbürger mit allen
Pflichten und Rechten auch der Nichtbeamten. Ja, er ge
mießt für die Ausübung dieſer Stagatsbürgerpflicht noch
den beſonderen Schutz der Reichsverfaſſung, die ſagt:
Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politiſchen Geſin
mung gewährleiſtet. Aber die Beamtenſchaft ſchädigt ſich
durch dieſe ihre unpolitiſche Haltung auch ſelbſt. Sie be
gibt ſich des Einfluſſes auf die Geſetzgebung in ihrem
Sinne, indem ſie nichts tut, um die Zuſammenſetzung der
Parlamente zu beeinfluſſen Sie ſchadet ſich aber noch be
ſonders dadurch, daß ſie die Wertſchätzung der politiſchen
Parteien verliert.

Die Beamtenſchaft hat ſich ausgezeichnete Standesor
ganiſationen geſchaffen. Sie ſind in der Form gut aufge
zogen, haben zumeiſt einen guten Apparat und arbeiten
äußerlich tadellos. Sie haben auch hie und da einen Er
ffolg. Vor ausſichtlich dort, wo ſie ihn auch ohne den gro
ßen Apparat gehabt hätten. Haben ſie aber den Erfolg
auch in den großen und größten Angelegenheiten der Be
amtenſchaft? Wo ſind die Exfolge bei allen Beamten-
vrechtsfragen, bei den Gehaltsfragen? Vor Jahresfriſt
fand ſich der weſentlichſte Teil der Beamtenſchaft in einer
Großorganiſation mit etwa 1 100 000 Köpfen zuſammen.

Der Reichskanzler, der preußiſche Miniſterpräſident und
wiele Regierungsvertreter waren als Gäſte anweſend und
geigten ſo, welche Bedeutung dieſer Zuſammenſchluß hatte.
Wo iſt äber bisher der Erfolg dieſer Rieſenorganiſation?
Die Regierung antwortet ihr nicht einmal auf ihre Hilfe
rufe, auf ihre unentwegte Forderung nach einer Gehalts
erhöhung.

Auch dieſer Mißerfolg liegt zum Teil im politiſchen
Verſagen der Beamtenſchaft. Sie hat ſich politiſch neutrale
Organiſationen geſchaffen, weil ſie ſonſt zerſplittern würde.
Aber ſie überſteht, daß ſte dieſe Organiſationen mitten in
die Politik hineinſtellen muß, weil ja das Schickſal aller
Beamtenforderungen nicht allein von der Regierung, ſon
dern auch vom Parlament abhängt. Dort den Einfluß zu
gewinnen, der notwendig iſt, um im Kampf ſiegreich zu be
ſtehen, hat die Beamtenſchaft verſäumt. Sie hat jetzt zwar
Beamte, die Mitglieder des Deutſchen Beamtenbundes
ſſind, in faſt allen Fraktionen des Reichstages und wohl
auch des Preußiſchen Landtages ſitzen Aber ſie hat dieſe
Abgeordneten ſo gut wie garnicht in der Hand. Jhre Er
klärung zu dieſem Verhalten daß ſie Abgeordnete des ge
ſſamten Volkes ſeien, und nur ihrem Gewiſſen verantwort
lich wären, weil ſie an keinen Auftraggeber gebunden ſein
dürften, iſt Phraſe. Wir brauchen nur die Tätigkeit der
Abgeordneten anderer Berufe zu beobachten. Wäre die
parteipolitiſch neutrale Großorganiſation dem politiſchen
Notwendigkeiten des parlamentariſchen Syſtems angepaßt,
dann müßte ſie auch hier alle Seiten ſpielen, die für ſie
überhautp erreichbar ſind. Sie müßte im wahrſten Sinne
des Wortes Politik machen. Sie müßte Beamtenabgeord
meten, die weſentlich gegen die Forderungen ihrer Orga
miſation verſtoßen, vor aller Oeffentlichkeit auf die Finger
klopfen und ſchließlich ſogar ihre Wiederwahl widerraten.
Wenn ſie weiterhin dazu übergeht, die Parteien derjent
gen Beamtenordneten, die in ihrer parlamentariſchen Ar
beit ſtark die Jntereſſen der Beamtenſchaft im Sinne der
HOrganiſationsbeſchlüſſe vertreten, ideell und materiell zu
unterſtützen, ſo wird die Arbeit des Parlaments für die
Organiſationsforderungen ſehr bald zu ſpüren ſein. Eine
ſolche Aebung widerſpräche durchaus nicht der parteipoli
tiſchen Neutralität der Beamtenörganiſation, da ſie ja un
beſchadet der Parteirichtung Unterſtützung und Anerken
nung nur dorthin gibt, wo wirklich in ihrem Sinne ge
arbeitet wird. Andererſeits kann freilich nicht jeder Be
amtenparlamentarier alle Beſchlüſſe ſeiner Spitzenorgani
ſation in der Fraktion und im Ausſchuß durchſetzen, auch
wenn er den beſten Willen dazu hat. Man wird aber
wohl erkennen können, wo noch erträgliche Kompromiſſe
geſchloſſen werden mußten, oder wo von vornherein die
eigne Meinung des Abgeordneten völlig andere Bahnen
wandelte.

Wäre man ſchon bisher dieſen von mir ſchon mehrfach
gegebenen Anregungen gefolgt, dann wäre es m. E. un

micht verabſchiedet iſt und daß man ſich über ſeine weſent
lichſten Punkte völlig uneinig war. Dann würde auch
heute kein Finanzminiſter es wagen, angeſichts der unge
heuren Notlage der Beamtenſchaft deren Forderungen ein
fach un beantwortet zu laſſen. Dann hätten auch die Be
amtengabgeordneten der Regierungsparteien bereits einen
derartig ſtarken Druck auf ihre Fraktionen ausgeübt, daß
ſie es nicht wagen würden, die Verſprechungen nicht zu er
füllen, die ſie im Wahlkampfe gemacht haben.

Wenn wir, meine Damen und Herren, hier auch als
Politiker zuſammengekommen ſind, dann ſind wir doch auch
mit der ganzen Liebe unſeres Herzens Führer unſerer Be
amtenſchaft und als ſolche iſt es unſere Aufgabe, alles zu
tun, um ihr Anſehen im Volk zu fördern, ihre Wünſche
zur Erfüllung zu brngen. Jch bitte Sie, mit mir im
Sinne meiner Ausführungen auf die Beamtenſchaft ein
zuwirken und ſo die Theorie zur Tat werden laſſend, dem
Berufsbeamtentum zu dienen, aber auch dem neuen
wut dem unſer Herzblut gehört. (Lebhafter Bei
fall

Politiſche Notizen.
Das Reichsſchulgeſetz und die Volksſchullehrer.

Jn Kreiſen der deutſchen Volksſchullehrer iſt eine
lebhafte Mäßſt i mm umg dadurch entſtanden, daß die Reichs
regierung bei den vorbereitenden Arbeiten für das Reichsſchul
geſetz es bisher nicht für nötig gehalten hat, diejenigen Kreiſe
zu hören, die an dem Reichsſchulgeſetz in erſter Linie inter
eſſiert ſind, nämlich die Volksſchullehrer. Es iſt ein Anding,
für die Volksſchule und für die Volksſchullehrer, dieſes wichtige
Geſetz in den Reichstag zu bringen, ohne ſich vorher mit der
Organiſation der Volksſchullehrer in Verbindung geſetzt zu ha
ben. Bei Geſetzen ſteuerlicher und wirtſchaftlicher Art beeilt
ſich die Rechtsregierung, die Syndici immer vorher um ihre
Meinung zu fragen, aber bei Geſetzen von ſo ſchwerwiegender
kulturpolitiſcher Art wie das Reichsſchulgeſetz glaubt man an
ſcheinend auf den Rat der Fachleute verzichten zu können.

Bauernſieg in Oſtpreußen
Der oſt preußiſche Bauernbund hat bei den kürzlich

ſtattgefundenen Wahlen zur Landwirtſchaftskammer gegen
den Landbund 13 Sitze errungen. Er zählt mit ſeinen
9 Kammermitgliedern aus den vorletzten Wahlen nun ins
geſamt 22 Bauernbündler unter 76 Kammermit-
ghiedern.

Zollexperimente und Volksernährung,
„Die Deutſche Feinkoſt“, das Organ des Reichsver

bandes deutſcher FeinkoſtKaufleute, ſteht zwar der mäßi
gen Erhöhung einer Reihe won Agrarzöllen nicht prinzi
piell abweiſend gegenüber, ſie bemerkt aber im Hinblick
auf die jüngſte Zollvorlage der Regierung: „Niemand

darf ſich nun etwa dem Wahn hingeben, nach Einſühr
der geplanten erhöhten Zölle auf auslnädiſche Agrar
dukte werde die deutſche Landwirtſchaft imſtande ſein
deutſche Volk aus Ernten eigener Scholle zu ernähren
glauben auf einige Jahre hinaus noch an keinen men e
ren Fortſchritt in dieſer Richtung. Weiterhin ſchreiben nei
Fachblatt. „Noch iſt ja nicht damit zu rechnen daß de A
gewaltige Steigerung der deutſchen Ausfuhr die a
deutſche Handelsbilanz dauernd aktiv werde. Dennoch
das Kind nicht mit dem Bäde ausgeſchüttet werden. Die
keine unerträglichen Zollerhöhungen für ſolche Leb
mittel, die das Volk zum Leben braucht die ausreich
aber die heimiſche Landwirtſchaft nicht auf die Tafel d Hie neu
ſchen Lebens ſetzen kann Das Volk muß ernährt wer rium z
naturgemäß einfach, aber es muß ernährt werden. Es ſten e
keine neue Rieſenteuerung über das Land gehen. laden

ngeſet un

Ein völkiſches Radaublättchen verboten. net hat
ſt enonDer Oberpräſident der Provinz Niederſchleſten hat

Grund des S 21 des Geſetzes zum Schutze der Republik
in Breslau wöchentlich erſcheinende v ö liſchen S n
ſiſche Volksſtimme“ auf die Dauer von ſechs Wochen
boten

Er kennt ſich aus.
Jn der deutſchnationalen

Abendzeitung ſteht zu leſen
„Der Staat hat in Württemberg und Sag

gezeigt, daß es ihm ohne Schwierigfeiten möglich
über die Regelung kirchlicher Verhältniſſe ſich mit
Biſchöfen der katholiſchen Kirche zu einigen ohne
kordat. Das bayeriſche Konkordat hat die Rechte
Staates derart preisgegeben, wie keines der ſeit
mit anderen Staaten abgeſchloſſenen Konkordate. 9 des
nem Beiſpiel zu folgen, wäre für das Reich e du
Preußen ein Verhängnis. Der dankenswerte inſuch der deutſchnationalen bayeriſchen Koalftions e 90
tei, die bedenklichen Folgen dieſes Konkordats d a
geſſetzliche Erklärungen außerhalb des Konkordats un
zuſchwächen, war nur von halbem Erfolge begle
Der Staat Hat im konfeſſionell geſpaltenen Deu
land die ſittliche Pflicht, um der Volksge meine
willen davüber zu wachen, daß der Anterricht in ten
Schule (auch in ihrem Religionsunterricht) nicht
einer Verſchärfung konfeſſioneller Leidenſchaften e
re. Darum iſt die Schule eine Sache des Staat len 10
Der ſo ſchreibt, iſt der deutſchnationale Pfarrer

Traub, alſo ein hervorragendes Mitglied der glei r
Partei, die jetzt in erſter Linie dem Zentrum zum Ref Erſchud
ſchulgeſeß und gum Konkordat verhelſen ſoll und verhe n ehtlih

will. Weiter iſt nichts hinzuzufügen. h. ſein
trages

Der Kampf um die badiſche Simultanſchule. voller
Aus Baden ſchreibt man uns: t ſich dieEinen für das kommende Reichsſchulgeſetz bedeuten m vollen 9

und für das Schickſal der badiſchen Simultanſchule nie
ſſcheidenden Antrag hat der Badiſche Landtag in ſei warzigſte
Sitzung vom 1. Juli angenommen. Jm Anſchluß an W
Förmliche Anfrage der Volkspartei über die Stellung W Werteth
Badiſchen Regierung zum Reichsſchulgeſetz wurde in Hen e ſeh
haltausſchuß ein Antrag formuliert, der im erſten Aileh
einem Antrag der Volkspartei, im zweiten Teil ei mulegung
Antrag der demokratiſchen Fraktion entnommen iſt. n
mit 37 gegen 31 Stimmen und ohne Stimmenthalt h
bei namentlicher Abſtimmung angenommene Antrag lange
Schutz der badiſchen Simultanſchule lautet: d be
Die Regierung wird erſücht, bei der Erledigung e

Reichsſchulgeſetzes bei der Reichsregierung und im Rei Reihe

rat darauf hinzuwirken, daß e Min1. die Erhaltung der jetzigen badiſchen chriſtlichen
multanſchule im Reichsſchulgeſetz geſichert wird

2. wenn dies nicht erreichbar iſt, das Reichsſchulg
den Ländern, in denen eine nach Bekenntniſſen
getrennte Schule geſetzlich beſteht, die Entſcheid

München Augsbu

ehegeſchaffen

h dem l
ſt daß die

fentlich
lenhäuſe
den ſind

alſo bei dieſer Abſtimmüng wie bet allen früheren
ſtimmungen in dieſer Frage ganz allein. Sehr erfreu h tbel
ſiſt, daß auch die bürgerliche Rechte, deſſen Führer 9 iſt
Kirchenrat Mayer in der Debatte erklärt hatte, daß n 2
die Konfeſſionsſchule vielerorts garnicht bewährt ha dodd
auf Grund ihrer badiſchen Erfahrungen geſchloſſen für Weihe

Erhaltung der Badiſchen Simultanſchule eingetreten i be
Nachdem jetzt ſchon durchgedrungen iſt, daß das al

mende Reichsſchulgeſetz den Ländern in der Durchführ üherun
weitgehende Freiheit laſſen will, iſt es ſelbſtverſtänd Von
Pflicht des Reiches, den Ländern, die ſchon bisher eine U de
meinſame Schule hatten, volle Entſcheidung über R ge
Schule zu belaſſen. Wenn es dahin käme, daß entgen lag
der Reichsverfaſſung nicht nur die in Artikel 146 I vo h en
ſſehene Gemeinſchaftsſchule mit den konfeſſionellen nen
weltlichen Schulen gleichgeſtellt würde, ſondern daß ſo der
die in Baden, Heſſen und Heſſen-Naſſau beſtehenden in de
multanſchulen durch zwangsweiſe Einführung des Elt e nie
rechts durchlöchert oder zertrümmert würden, ſo bedeun FJn
dies einen Triumph der Reaktion. Nur die Gewäh die
wolblſter Entſcheidungsfreiheit kann den Simultanſchullk n
dern den Schulfrieden retten nach Artikel 174 der Reiln
werfaſſung. Darauf wird das zu erwartende Reichsſle Gehh
geſetz unter allen Umſtänden bedacht ſein müſſen. n

3

Einer, der die Naſe voll hat.
Der frühere verantwortliche Redakteur des „Dik

ſchen Tageblattes“, Dr. Julius Lippert, hatte ſich n
der Berufungsinſtanz wegen der bekannten Angriffe
wölkiſchen Abg. Gieſeler gegen den Volkswohlfahrtsmini h
Hirtſiefer Zu verantwörten, die er in beleidigender Fon
wiedergegeben hatte. Als Lippert eine weitgehende Ehr
erklärung für Hirtſtefer abgegeben, zogen alle Beteiligu



d

heilt, nachdem er erklärt hatte, daß er mit ſeiner politi
ten en Laufbahn Schluß machen wolle

n Parteinachrichtenangeſehr en Einheitsſtaatsproblem und Deutſche Demokratie

für jed Der Ausſchuß für das Problem Einheitsſtaat der in
t aber I letzten Sitzung des Vorſtandes der Deutſchen Demokra
luße hen Partei gewählt wurde, hielt an dieſem Montag, den
en O Juli ſeine erſte Sitzung ab. Bei der Konſtituterung

h nach dann die eingelnen Arbeitsgebiete und wies ſt

Demokratiſche Herbſtſchulen 1927.

Gummersbach.
I. bis 4. September 1927.

Leitung: Prof. Dr. Goldſchmidt Köln.
in Geſamtthema: Die ſoziale Schichtung.en Reichstagsabgeordneter Schneider Die ſozialen Amen
e t wälzungen durch Krieg, Revolution und Jnflation.
ereneh Prof. Dr. GoldſchmidkKöln Die Bedeutung der
n ſozialen Schichtung für Staat und Kultur

Landtagsabg. Hourtz Der ſtädtiſche Mittelſtand
Angſt zwiſchen Großunternehmen und Arbeiterſchaft
anderen Landtagsabg. Meincke Der bäuerliche Mittelſtand

d und ſein Verhältnis gum Großgrundbeſitz vor und
a nach dem Kriege
Veiſall Reichstagsabg. Prof. De. Bergſträßer: Die Par
irg de Lien und die ſoziale Schichtung.
winn. Ausflug
n 9 HildesheimVolksg eung dern 28. September bis 1. Oktober.

Leitung: Prof. D. RadeMavburg.
Geſamtthema: Grundlagen der Demokratie.

Empfangstag.
Prof. D. Rade-Marburg: Die geiſtigen und reli

giöſen Grundlagen der Demokratie
9. Frau Miniſterialrat Reichstagsabg. Dr. Bäumer:

Humanismus und Jdealismus als Träger der De

es iſt der

Demokt

ie der fo
Lebhafter

liedes

n begeiſe

n I mokratie des 19. Jahrhunderts.
der o. Dr. RaueckerBerlin: Demokratie und die mo
e dernen Probleme der Soßialwirtſchaft.
bachſenen

Bad Oybin bei Zittau.t für An 1. bis 4. Oktober 1927.
es Kind

Reichstags iniſter a. D. Dr. Külz: Verſailles
und die Minderheiten

weit Sauptgeſchäftsführer Stephan: Die Bedeutung des
iſt gen Auslandsdeutſchtums.
ra ſern Reichstagsabg. Dr. Heuß: Die Minderheiten als
genannt Kulkurproblem.
en Reichstagsabg. Freiherr von Richthofen:
beſtand ſche Minderheitenpolitik.

en Die genaue Bekanntgabe, auch der mit den Herbſtſchu
u i verbundenen geſelligen Veranſtaltungen, geſchieht

Proſpekte, ebenſo Mitteilung über UAnterbringung,
flegung uſw. Anmeldungen ſind jetzt an den Kul
isſchuß der D. D. P., Berlin SW 11, Bernburger
ze 18, erbeten.

Prakti

Bezirk Magdeburg.
Veranſtaltungen

der
Deutſchen Demokratiſchen Partei,

Ortsgruppe Magdeburg

Seſchäftsführender Ausſchuß Während der Ferien
die Sitzungen aus.

tammtiſch: Dienstag, den 12 Juli, abends 8 Uhr
Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6. Der Stammtiſch
9 während der Ferien. Starke Beteiligung er

Die Deutſche Demokratiſche Partei hielt eine Be
werſammlung ab, in der Rektor S ch m id t über den
ſichsbeamtentag einen Bericht gab. Aus den Reſe
führte er zuſammenfaſſend die Forderungen der Ta
aus Erhaltung des Berufsbeamtentums, Ausgeſtal
es Beamtenrechts, die Junglehrerfrage, die eine An
heit des Reiches und der Länder ſei. Anſchließend
ging der Redner auf die Beſoldungsreform ein und
r Befürchtung Ausdruck, daß unter Umſtänden die

kenbeſoldung angeſichts der politiſchen Situation
a ppt werden könne. Es ſei bedauerlich, daß die Re
m eine Aenderung des Gruppenſyſtems Herbeizu

i verſuche, hierin Viege eine wirtſchaftliche Schädi
n der Beamtenſchaft. Mit allem Nachdruck müſſe eine
M nigte Neuregelung des von der Reichsregierung in

genommenen Beamtengeſetzes herbeigeführt wer
Mſes Geſetz müſſe Rechtswirkſamkeit auf alle Be

M ruppen erlangen, insbeſondere auf die Beamten
der und Gemeinden, der Reichsbahn, Poſt, Polizei

den

weden

gegen das erſte Arteil eingelegte Berufung zurück, ſo
ß die Geldſtrafe von 2000 c der erſten Jnſtanz beſtä
ſt wurde. Am Tage vorher ſtand Lippert wegen Ver
hens gegen das Republikſchutzgeſetz vor Gericht, doch
irde er zu einer verhältnismäßig milden Geldſtrafe ver

Ausſchuſſes wurde Reichsminiſter a. D. Koch, deſſen
ſeutſames Referat über die Frage des UAnitarismus auf
Hamburger Parteitag der Demokraten noch in aller
nnerung iſt, zum Vorſitzenden beſtellt. Der Ausſchuß

Mitgliedern für Referat in den folgenden Sitzungen

gliederzahl erhöhen will.

wobei die Freie Bahn dem Tüchtigen“ gewährleiſte

anderziehung einer an ſich Zuſſcammengehörenden Beamten
gruppe. Jm Anſchluß hieran ſchritt man zur Wahl de

Reichsbahn, Finanz, Juſtig, Polizei Kommungalverwal
tung, Regierung und Oberpräſidium, ſowie für die Schu

nach den Ferien ſtattfindet, ſoll

werlaufene Verſammlung

Unlautere Mitgliederwerbung.

ihrem Sekretär hat man quaſi
werbung zum Vorwurf gemacht.

Mitgliederwerbung, denn uns ſind Fälle bekannt, wo man
ganz wahllos Beamte in die Mitgliedenliſte der Deutſch
nationalen Volkspartei ein getragen hat. Uns iſt auch
ferner bekannt, daß man ganz beſonders bei den Rentnern
und Sparern in einem Anſchreiben auf die hervorragende
(2) Tätigkeit der Deutſchnationalen im Reichstag verwies
und den Eintritt in die Deutſchnationale Volkspartei
empfahl mit dem Vermerken, „falls Sie nicht innerhalb
8 Tagen widerſprechen, werden wir Sie als Mitglied der
Deutſchnationalen Volkspartei führen Auf eine recht
eigenartige Methode der Deutſchnationalen Volkspartei
macht die „Trieriſche Landeszeitung“, ein Zentrumsorgan,
aufmerkſam Die Deutſchnationalen werſenden ein Werbe
ſchreiben, in dem es am Schluſſe heißt:

„Das geſteckte Ziel muß erreicht werden, wenn wir
die im kommenden Jahre ſtattfindenden Wahlen mit
Erfolg beſtehen wollen. An dieſem Erfolg ſoll jeder per
ſönlich Anteil haben, wenn er ſich in unſere Liſten, die
ſtreng vertraulich geführt (im Original handſchriftlich
unterſtrichen), eintragen läßt und ſich verpflichtet, einen
beſtimmten Beitrag wierteljährlich zu zahlen. Falls
innerhalb 8 Tagen kein gegenteiliger Beſcheid bei un
ſerer Geſchäftsſtelle eintrifft, halten wir Sie mit obigen

Ausführungen einverſtanden und werden Sie in unſeren
Liſten führen“.

Wie das genannte ZentrumsOrgan mitteilt, ſind
ſolche Schreiben auch an Perſönlichkeiten verſandt worden,
„die nie aus ihrer Zentrumsgeſinnung ein Hehl gemacht
haben und eingeſchriebene Mitglieder der Zentrumspartei
ſind.“ Anſcheinend iſt das Zirkular alſo wahllos an alle
möglichen Kreiſe verſandt worden, weil man durch eine
Art Zwangsmitgliedſchaſt die zuſammenſchrumpfende Mit

Man kann ſicherlich einer Partei keinen Vorwurf dar
aus machen, wenn ſie ſich an ihre Wähler wendet und ſie
zum Eintritt in die Organiſation erſucht. Jn dieſem Falle
muß es ſich um einen wirklich ausgeſuchten Kreis von Per
ſonen handeln, die mindeſtens der werbenden Partei nahe
ſtelhen, wie es beiſpielsweiſe die Deutſche Demokratiſhe
Partei, Ortsgruppe Magdeburg, getan hat. Gewiß kann
dabei auch ein Mißgriff vorkommen Ans ſind Fälle be
kannt, wo deutſchnationale Parteigänger ſich bei demokra
tiſchen Geſchäftsleuten als Demokraten empfohlen haben.
Wenn dann ein ſolcher Geſchäftsdemokrat beläſtigt wird,
darf es die deutſchnationale Preſſe nicht wundernehmen.
Es hat alles ſeine Arſache.

Magdeburgs jüngſter Stadtrat.
Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung wurde als

Nachfolger für den jetzigen Oberbürgermeiſter von Bran
denburg Dr. Fresdorf Dr. Heer aus Eſſen zum be
ſoldeten Stadtrat gewählt Stadtrat Heuer wurde im
Jahre 1897 in Kiel geboren beſuchte dort das Reform
Realgymnaſium, das er mit dem Zeugnis der Reife im
Juni 1915 verließ. Nach Abſchluß des Studiums der
Rechtswiſſenſchafts und Volkswirtſchaftslehre an den
Aniverſitäten Kiel und München beſtand er im Oktober
1919 am Oberlandesgericht in Kiel das Referendar
examen. Jm Okt. 1920 promovierte er an der juriſtiſchen
Fakultät der Univerſität Hamburg auf Grund einer Arbeit
„Die geſchichtliche Entwicklung der Fürſorgeerziehung in
Deutſchland mit Einſchluß von Oeſterreich und ihre Be
ziehung zum Strafrecht.“ Jm Frühjahr 1920 ging Dr.
Heuer an die Techniſche Hochſchule mach Aachen, wo er
zwei Semeſter als woölks wirtſchaftlicher Aſſiſtent tätig war.
Seine Ernennung zum Referendar erfolgte im März 1921.
Die Aſſeſſorprüfung legte er im Auguſt 1921 ab. Anfang
November 1924 ging er nach Altona, wo in enger Ver
bindung mit dem Magiſtrat ein Werbeausſchuß für ein
größeres Altong gebildet war, zu deſſen Geſchäftsführer
er beſtellt wurde. Jm Märß 1925 erfolgte ſeine Wahl als
Kreisſyndikus des Landkreiſes Eſſen. Als Dezernent für
den Kreiskommungalverband Eſſen verwaltete er bis zu
ſeiner Wahl zum Stadtrat in Magdeburg die geſamten
Wohlfahrtsangelegenheiten mit Einſchluß des Jugend-
amtes und der Erwerbsloſenfürſorge.

Bürgermeiſter Paul Vorſitzender im Giroverband. Jn
der am 7. Juli ſtattgefundenen Verbandsverſammlung des
Sparkaſſen und Giroverbandes der Provinz Sachſen,
Thüringen und Anhalt wurde Bürgermeiſter Paul

Lehrer. Angeſichts der ungeheuren Not der Be
m haft müßte man ſchon jetzt namhafte Zahlungen

n laſſen. Eine lebhafte Ausſprache ſchloß ſich den
Müngen an, und in einer Reſolution an die demo
en Fraktionen im Reichstag und Landtag wurde
rt, daß die kommende Beſoldungsregelung ſich nur

(Magdeburg) zum hauptamtlichen Verbandsvorſitzenden
gewählt.

Ehrung. Fabrikbeſitzer Adolf Ergang, Magdeburg,
Große Diesdorſer Straße 20, wurde vor Rektor und Se
mat der Dechniſchen Hochſchule in Hannover in Anerken

Ehrenbürger ernannt.

im Ausbau des Beſoldungsſyſtems von 1920 auswirkt,

bleiben muß, jedoch nicht etwa wie bisher durch Ausein

Beamtenausſchüſſe der einzelnen Verwaltungen u a. Poſt,

len; und beſtellte für jede Verwaltung einen Obmann. Die
Ausſchüſſe tagen nach Bedarf. Jn einer Vollſitzung, die

in Arbeitsprogramimn
worgelegt werden. Mit Worten des Dankes für die über
nommenen Verpflichtungen ſchloß Rektor Schmidt die gut

Als im Frühjahr die Deutſche Demokratiſche Partei
bei den ihr gemeldeten demokratiſchen Wählern um Ein
tritt in die Deutſche Demokratiſche Partei erſuchte, hat ſich
die hieſige deutſchnationale Tageszeitung furchtbar aufge
regt. Der Deutſchen Demokratiſchen Partei und beſonders

unlautere Mitglieder

Die Deutſchnationalen treiben wirklich eine unlautere
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Alfred Schwarz f.

Durch Tod haben wir unſer langjähriges Mitglied
Kaufmann Alfred Schwarz, früherer Jnhaber der Firma
Lublin, im Alter von 70 Jahren verloren. Der Verſtor

r bvene gehörte viele Jahre dem Vorſtand der Freiſinnigen
bezw. der Fortſchrittlichen Volkspartei an und hat ſich nach

Bildung der Deutſchen Demokratiſchen Partei derſelben ſo
fort angeſchloſſen. Wir werden dem Verſtorbenen ein dau
erndes Andenken bewahren

Streiflichter aus dem Stadtparlament, Jn der letzten
Nummer iſt im Bericht über den Verlauf der Stadtver
ordnetenverſammlung ein Druckfehler unterlaufen. Der
Sprecher der demokratiſchen Fraktion heißt nicht Müller,
ſondern Schüler.

Demokraten, denkt an die Verfaſſungsfeier am Don
nerstag, den 11. Auguſt, in den Räumen des „Hohen
gollernparkes“. Denkt vor allen Dingen an die Tombolag.
Wir bitten alle, die dazu in der Lage ſind, um eine Stif
tung. Mitteilungen bitten wir an die Geſchäftsſtelle der
Deutſchen Demokratiſchen Partei, Breiter Weg 139/140,
ſchriftlich oder unter Fernruf 8095 zu richten.
Gasfernverſorgung im mitteldeuntſchen Wirtſchaftsgebiet?

Der Provinzialausſchuß der Provinz Sachſen hat be
ſchloſſen, ſich an folgenden Unternehmen der Gasfernver
ſorgung in Mitteldeutſchland zu beteiligen:
a) an einem Großgaswerk in Erſurt, das mit einem

Kapital von 1 Million gegründet werden ſoll. Es
ſind beteiligt:

die Stadt Erfurt mit 60 Prozent, die Thüringer
Gasgeſellſchaft mit 30 Proß., die A. G. Thüringer
Werke und die Provinz Sachſen mit je 10 Proz.

b) an einem zu gründenden Gasfernunternehmen (Ka
pital Million). Es ſind beteiligt:

Das Großgaswerk Erfurt mit 50 Progent, die
A. G. Thüringer Werke mit 30 Proz., die Thü
ringer Gasgeſellſchaft und die Provinz Sachſen
mit je 10 Prozent.

Die Frage des Gasfernunternehmens wom Mühl
häuſer Gaswerk aus unterliegt weiterer Prüfung.

Oſchersleben Bode. Die Ortsgruppe der Deutſchen
Demokratiſchen Partei weranſtaltete am 2. Jult einen ge
ſelligen Abend, zu dem Parteiſekretär Vi Halberſtadt
und Medizinalrat Dr. Mathigs M. d. L. Bernburg er
ſchienen waren. Nach kurzer Begrüßung durch den 1. Vor
ſitzenden Dr. Ritter führte Abgeordneter Dr. Mathias
etwa folgendes aus Wenn wir uns heute in der Welt
umſehen, ſo können wir ffeſtſtellen, daß der demokratiſche
Gedanke überall marſchiert, und daß in den noch beſtehen
den Monarchien die Herrſcher rechtzeitig den Volksſtro
mungen Rechnung getragen haben, wie z. B. in England
und den nordiſchen Staaten. Die wirtſchaftlichen Verhält
miſſe in Deutſchland vor dem Kriege waren gut. Jn ſozi
ler Beziehung hoben ſich 3 Stände ſcharf voneinander ab
der feudale Adel, deſſen Angehörige ſich allein zur Be
ſetzung der Höchſten Stellen in Heer und Verwaltung be
rufen fühlten das Bürgertum, das ſich um die Erhaltung
ſeiner Exiſtens ſehr mühen mußte und micht aus ſeinen 4
Wänden herauskam; und drittens die Arbeiter die, durch
die Jdeen eines Marx' und Laſalles begeiſtert, ihre ſoziale
Stellung nach jeder Richtung zu werbeſſern ſuchten Dieſe
Stände ſchloſſen ſich, ſehr zum Nachteile unſeres Vaterlan
des, hermetiſch voneinander ab. Jn kulturellen Fragen
zeigte ſich eine allgemeine Verflachung, die ſich aber auch
in anderen Ländern bemerkbar machte. Es genügte ja
auch dem feudalen Adel, daß der biedere Bürger rechnen,
ſchreiben und leſen konnte, mehr war micht nötig. Zu Be
ginn des Krieges ſchienen ſich die ſozialen Anterſchiede
etwas ausgeglichen zu haben, brachen dann aber durch die
Länge des Krieges mit elementarer Gewalt wieder durch
und waren zu einem großen Teile mit die Urſache des
Zuſammenbruchs m Jahre 1918. Welche Aufgaben haben
wir nun für die Zukunft zu erfüllen. Wir müſſen einen
wahren Volksſtaat aufbauen, wozu es notwendig iſt, daß
wir die Allgemeinbildung der breiten Maſſen heben um
denkende Stäatsbürger zu haben, die verantwortungs
bewußt an der Geſtaltung der Geſchicke unſeres Vaterlan
des mitarbeiten. Die Simultanſchule erachten wir als
ein Jdeal, ſehr geeignet, die Klaſſen gegenſätze auszuglei
chen. Allen Religionen ſtehen wir neutral gegenüber.
Jn wirtſchaftlicher und ſozialer Beziehung erſtreben wir
für jeden Stagatsbürger ein ausreichendes Exiſtensmini
mum, ſeine Achtung als Menſch und ein rechtliches und
freies Daſein. Keine Freiheit der Willkür, ſondern eine
Freiheit, getragen von hohem und ſittlichem Ernſt Dieſe
hohen Ziele ſind wert, von jedem mit dem Einſatz ſeiner
ganzen Kraft und Perſönlichkeit erkämpft zu werden. Nicht
dadurch, daß man werſucht, das Rad der Geſchichte vück
wärts zu drehen, dienen wir dem motwendigen Aufbau
unſeres Vaterlandes, ſondern durch feſte und treue Mit
arbeit unter Anerkennung der heutigen Verhältniſſe Mit
einem Hoch auf ünſer geliebtes Vaterland ſchloß der Red
mer, und die Anweſenden ſangen ſtehend 2 Verſe des
Deutſchlandliedes. Starker Beifall belohnte den Redner
für ſeine überzeugenden Ausflhrungen, für die ihm auch
der 1. Vorſitzende den Dank der Ortsgruppe ausſprach.
Nach dem Vortrage kam dann die Gemütlichkeit in ergie
bigem Maße zu Wort. Muſik und Geſangsvorträge, De
klamationen ernſterer und heiterer Art, Scherztänße und
dergl. mehr ſorgten für die entſprechende Unterhaltung
Die Zeit ver ſing eigentlich zu ſchnell und man trennte ſich
in früher Morgenſtunde mit dem Wunſche, bald etwas
Aehnliches wieder zu weranſtalten.

Wer hat bezahlt?
Eingegangene Gelder W. M.Aken 4

O. N Gr. Mühlingen 2

t

C. E.
F-

offnungsthal 4,05 P. A.Ferchland
12 Dr. B.-Genthin 6,40
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Wirtſchaftliches
Die Zahl der Beamten, Angeſtellten

und Arbeiter des Reiches
Nach der ſoeben vom Reichsfinanzminiſter veröffentlichten

Statiſtik über den Perſonalſtand nach dem Stand vom 1. April
1927 betrug bei den Hoheitsverwaltungen des Reiches an die
ſem Termin die Zahl der Beamten 95 127 (1. Oktober 1926:
96 175), der Angeſtellten 26 624 (20 916), der Arbeiter 45 303
(49632); bei der Deutſchen Reichspoſt einſchließlich der Reichs
druckerei gab es am 1. April d. J. 250 685 (252 093) Beamte,
2175 (1353) Angeſtellte und 42 570 (39 903) Arbeiter. Wäh
tend alſo die Zahl der Beamten in beiden Kategorien zurück
gegangen iſt, haben ſich die Angeſtellten bei den Hoheitsver
waltungen um 5708, bei der Reichspoſt um 822 vermehrt, was
die Arbeiter anlangt, ſo iſt bei den Hoheitsverwaltungen eine
Verminderung um nicht weniger als 4329 eingetreten, bei der
Reichspoſt eine Vermehrung um 2667 Perſonen. Das Mehr an
Angeſtellten bei den Hoheitsverwaltungen des Reiches ent
fällt faſt ausſchließlich (mit 5166) auf das Reichsfinanzminiſte
rium, wo ſich die Arbeiten ganz beſonders häuften infolge der

Durchführung des Reichsbewertungsgeſetzes, ſowie von Lohn
ſteuererſtattungen, die in den erſten Monaten des Jahres 1927
vorzunehmen waren. Beſonderes Intereſſe verdient noch der
Perſonalſtand der weiblichen Beamten und Angeſtellten.
gab am 1. April d. J. bei den Hoheitsverwaltüngen 441 Be
amte und 8318 Angeſtellte weiblichen Geſchlechts bei der
Reichspoſt 44 989 weibliche Beamte und 1237 weibliche Ange
ſtellte Ueberall iſt durchweg nicht nur ſeit 1923 der Abbau
auch hier ſtreng durchgeführt worden (ſelbſt ſeit dem 1. Oktobr.
1926 iſt die Zahl der weiblichen Beamten noch etwas zurück
gegangen, während allerdings

Es

die Zahl der weiblichen Ange

ſtellten gewachſen iſt), ſondern es iſt auch von den Behörden
auf die Dienſte der verheirateten Frauen in großem Amfange
verzichtet worden. Am 1. Oktober 1923 beiſpielsweiſe waren
unter den 60 084 weiblichen Beamten der Reichspoſt 2718 Ver
heiratete, am 1. April 1927 waren es unter 44989 nur noch
268. Aehnlich liegen die Verhältniſſe auch ſonſt. Anter den
zurzeit beſchäftigten 1237 weiblichen Angeſtellten der Reichs
poſt befindet ſich ſogar keine Verheiratete, unter den 8318
weiblichen Angeſtellten der Hoheitsverwaltungen ſind nur 150,
unter den 441 weiblichen Beamten nur 14 Verheiratete.

Die „Märkiſche BVauernſchaft“.

Am 26. Juni erfolgte in Berlin für die Provinß
Brandenburg die Gründung der „Märkiſchen Bauern
ſchaft mit dem Ziele der wirtſchaftlichen und kulturellen
Förderung des märkiſchen Bauernſtandes. Die Stellung zu
den politiſchen Parteien ſoll von dem Verhalten derſelben
gegenüber den Forderungen der Bauernſchaft abhängig
gemacht und bei Wahlen zum Ausdruck gebracht werden.
Vorſtands und ſonſtige Ehrenämter werden nur durch
Bauern verwaltet. Die neue Organiſation ſchließt ſich der
„Deutſchen Bauernſchaft“ an.
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un MüuuumuuuuuuueC Vei unregelmäßiger Poſt- Beſtellung
beſchwere man ſich ſtets bei dem zuſtändigen Poſt
amt, auch dann, wenn dem Leſer unſere Jeitüng
durch den Verlag überwieſen wird.
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Notſtandsaktion.

Wie die Landwirtſchaftskammer Halle mit
aus Anlaß der im Frühjahr 1927
waſſerſchäden eine ſtaatliche Notſtandsakttion eingel
Mit der Durchführung iſt der Herr Oberpräſident als
miſſar beauftragt. Für die beteiligten Kreiſe der R
rungsbezirke Magdeburg und Merſeburg Hat der
Oberpräſident im Benehmen mit den Herren Regie
präſidenten die Durchführung der angeordneten Notſte
aktion veranlaßt und insbeſondere darauf hingew
daß für beſchleunigte Durchführung

iſt.

Miniſter Koch und ſein Kaiſer
Wie ſich die Deutſchnationalen

muüs herumwinden, iſt ſchon kurios.
kam zu einer Veranſtaltung, wo ein Paſtor mit den
en ſchloß. Ein Volk, ein Reich, ein Kaiſer“. De
gelegenheit wird diskutiert. Was wird Herr Marr
ſagen Aber Herr Koch hat eine

entſtandene

der Aktion zu ſo

wp olitiſch e

e
uum ihren Mon.

Jhr Miniſter mer 29

Ausrede. Er iſt
bei der Veranſtaltung erſchienen, als der Paſtor be
dem Volk den Kaiſer wiedergegeben
leugnet ſeinen Kaiſer.
ein Hahnſchret folgen würde, müßte
früh auſſtehen.

BrenAſchersleben. Mitteilungen für die Zeitung d
nur auf einer Seite beſchrieben werden.

An mehrere! Jch gehe in dieſen Tagen auf kürze
bitte ich bis Ende

zurückzuſtellen L.
in Ferien. Alles Aufſchiebbare

hatte. Herr Koch
Wenn jeder ſolcher Verleug
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eFeſtſpiele
Harzer Bergtheate

Thale
Grüne Bühne

Direktion: Erich Pabſt
Eröffnung a. Sonnabend d. 9. Juli

Die Nibelungen.
1. und 2. Teil 16 Uhr

3. Teil 19 Uhr
Sonntag den 10. Juli nachmittagsund abends Die Nibelungen.
Montag den 11. Juli, nachmittags

Und abends Die Nibelungen.
Dienstag den 12. Juli, nachmittags

und abends Die Nibelungen.
Mittwoch den 13. Juli, nachmittags

Abfahrtsſtelle:

Petriförder
(Herrenkr.Wartehalle)

III

Vormittags

Vormittags

Werftſtraße 34.

Geenee

Perſonendampfer Verkehr
MagdehurgHohenwartheNiegriyp

S m m a
Rückfahrt S 9, 10 und 12 Uhr
Wochentags täglich bis Hohenwarthe: Vorm. 8 Uhr, nachm. 2 Uhr

Aenderungen vorbehalten!

Gto Kriekecht, Schiffahrtesges ch

WaſchMonſſfelin o 65 60
Woll Moenſſelin 3.10 2.70 1.65
Voile, gemuſtert

Zehir a bPera oKunſtſeide, kariert 95
Waſchſeide, gebl. es 110 125 I. 10

und Ungebung
Jacobſtraße 42

Abfahrtsſtelle:
Petriförder

(Herrenkr.Wartehälle)

2, 3 und 4 Uhr
6, 7 und 8 Uhr

Nachmittags

es war

Magdeburgs

bietet

Niedrige Beiträge!

„Kava
Krankenkasse

Gegründet 1899

Mittelstandskrankenkasse

Kaufleuten, Handwerkern, Béainten,
werbetreibenden, Landwirten, allen re
Berufen und Angestellten

den sichersten Schutz
gegen Rückschläge durch Krankhe

die beste Familienhilfe!
Aerztliche Behandlungals Privatpatie

Aufnahmealter bis 65 Jahre!
Erholungsheime an d. See u. im Gebi

des Kaufmännischen Vereins

Hauptgeschäftsstelle Spiegelbrücke 13, T. 757 u.
Wilhelmstadt, Gr. Diesdorfer Straße 24, T. 10
Neue Neustadt, Nikolaistraße 6, Telephon
Schönebeck, Kronprinzenstraße 1, Telephon 2

Gommern, Breitestraße 59.
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III Weihe bee rn Wir fertig enSalzgurehe DruchJeden Sonntag sa ch m

Orieet eAnſchließend Buchdruck
ranzkreanezehen, Hugo III

Delftes
Fernruf 4

Telefon 321.

und abends Die Nibelnngen:
Donnerstag den 14. Juli nachm.

und abends Die Nibelungen.
Freitag den 15. Juli nachmittags
und abends Die Nibelungen
Sonnabend den 18. Jult, nachm.
Und abends: Viel Lärm um nichts.
Sonntag den 17. Juli nachmittags
16 Uhr Viel Lärm um nichts.
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Vogelgeſang
Täglich Konzert.

Der Roſengarten ſteht in

T
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Billigſte Bezugsquelle

für Schuhwaren
B. V OItt's Gelegenheitskäutfe

Schwertfegerſtraße 14/15.

MEEmiiHotel u. Restaurant
„Weiber Bär

voller Blüte.

e

rbt nene Abonnenten

Bes. A. T.
beziehen.

m

eS

Da nach dem neuen Statut unſer Geſchäfts
jahr mit dem 30. Juni ſchließt, erſuchen wir unſre

verehrten Mitglieder, ihre Gegenmarken bis zum
Donnerstag den 14. Juli 1927 in den Lagern zur
Ablieferung zu bringen, in welchen ſie ihre Waren

Um eine ſchnelle Abfertigung zu ermöglichen,
bitten wir, Namen und Nummer des Mitglieds-
buches ſowie die Summe der abgelieferten Marken
auf dem Kopfe der Markenkarte zu vermerken.

Der Vorſtand.

III
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Die Stenergeſetzentwürfe der
Reichsregierung

Die neuen Steuergeſetzentwürfe des Reichsfinanzmi
niſteriums gliedern ſich nach der Mitteilung des „Demo
ratiſchen Zeitungsdienſtes“ in drei Geſetzentwürfe: das
Hebäudeentſchuldungsſteuergeſetzz das Gewerbeſteuerrah
nengeſetz und das Grundſteuerrahmengeſetz. Das Reichs
abinett hat ſich mit dieſen Entwürſen bereits zweimal
ſefaßt, eine endgültige Entſcheidung aber noch nicht ge
ällt. Von ſeiten des Reichsfinanzminiſteriums iſt über
ſeſe Geſetzentwürfe mit den Organiſationen der Wirt
haft und auch mit den Ländern bereits Fühlung genom
en worden. Verſchiedene Landesregierungs haben je
och gegen die Entwürfe erhebliche Bedenken geltend ge
acht.

nchen Ah Nach dem Gebäudeentſchuldungsſteuergeſetentwurf
nd von dieſer Steuer neben den üblichen Steuerbefreiun

t und e n befreit. Neubauten oder durch Am und Anbauten
ſeiten h un geſchaffene Gebäudeteile (Räume), wenn der Bau erſt
niſſe ſchn ach dem 1. Jult 1918 bezugsfertig geworden iſt. Es ſei
inigen n enn, daß die Neubauten, Am oder Anbauten mit Beihilfe
at die Ah öffentlichen Mitteln ausgeführt worden ſind 2. Ein
nes der ſ n imilienhäuſer, die vor dem 1. Juli 1918 bezugsfertig ge
Konkorde orden ſind und zu dieſem Zeitpunkt mit nicht mehr als
das Reif v. H. des Friedenswertes des Steuergegenſtandes be

nkenswere tet waren, ſofern ſte ausſchließlich vom Eigentümer und
m Koaliti ſen Familie bewohnt werden und die Wolhnfläche nicht
Konkordats ehr als 90 qm beträgt. Die Freiſtellung tritt nur auf

Konkorde h ntrag ein ſie wird nicht dadurch gausgeſchloſſen, daß das
Frfolge b infamitlienhaus zum geringen Teil auf Grund behördli
altenen d r Maßnahmen vermietet worden iſt. Die Landesregie
bolksgenen n ngen können beſtimmen, daß die Freiſtellung nur bei
Unterricht ner geringeren Wohnfläche eintritt. Die Feſtſetzung einer
erricht) m renze von weniger als 70 qm iſt unzuläſſig Die Wert
idenſchafte Haltungeſteuer beträgt fährlich für ein Eigenkapital von
e des San vollen 10 w. H. des Friedenswertes des Stelergegen
ale Pfatta indes 12 v. H. der Friedensmiete. Als Friedenswert
d der n Steuergegenſtandes gilt der Wehrbeitragswert, Und
um zum n Enkſchuldungsſteuer beträgt jährlich für eine dringliche
Il und weiſe ivatrechtliche Belaſtung des Steuergegenſtandes von je

v. H. ſeines Friedenswertes oder von Bruchteilen die
Betrages 5. w. H. der Friedensmiete. Für gewerblich
nutzte Gebäude die regelmäßig während mindeſtens
e voller Monate im Jahr nicht benutzt werden, ermä
jem ſich die Steuerſätze für den vierten und jeden woeite

ſetz bedeuten e Monat der Nichtbenutzung um je ein Vierund
Nanule Jan gſtel, im ganzen jedoch n mehr
tag in e panz e t
ſchloß on n 1. Jan die Steuerſätzee Stellung Gerterhaltungsſteuer und Enſſchuldungsſteuer in je
zurde in Hn der ſechs folgenden Kalenderjahre um ſe ein Zehntel,
m eiten n malig für den mit dem 1 Januar 1929 beginnenden
m Teil n ranlagungszeitraum. Der Reichsminiſter der Finanzen
men iſt. An mit Zuſtimmung des Reichsrats die Senkung der
kimmenthalſeuerſätze hinausſchieben.
ne Antrag ge eine geſetzliche Miete feſtgeſetzt wird, gelten
lautet. nd veſonderen Beſtimmungen 1. die Gebäudeent
Erledigin ildungsſteuer iſt in die geſetzliche Miete einzurechnen;
und im die Reichsregierung ſetzt init Zuſtimmung des Reichs

S die Mindeſthöhe der geſetzlichen Miete im Reich ein
chriſtliche tie ſt 3. die Landesregierungen werden ermäch

Mietzinsbildung abweichend von den Vorſchriftenhert wich 5Reichsſchih R chsmietengeſetzes zu regeln
fenntniſet In dem Entwurf zum Gewerbeſteuerrahmengeſetz ſind
je Entſh beſonderer Bedeutung die Steuerſätze. Es heißt in
iberläßt. Entwurf „Aeberſteigt der Gewerbeertrag nicht den
und aus rag von 10 900 Reichsmark im Jahr, ſo iſt won ihm
Zentrum Betrag von 1500 Reichsmark abzuziehen. Veberſteigt

n früheren Gewerbekapital nicht den Betrag von 30 000 Reichs
Sehr h o iſt von ihm ein Betrag von 5 000 Reichsmark

n Führe Kiſtehen. Veberſteigt die Lohnſumme nicht den Betrag
hatte di 150 000 Reichsmark, ſo iſt von ihn ein Betrag von
bewährt 99100 Reichsmark albzuziehen. Für die Berechnung des
ſchloſen ſipiſteuerbetrages werden der Gewerbeertrag, das Ge
ingetreten bekapital und die Lohnſumme auf volle Hundert nach
daß das en abgerundet. Maßgebend ſind folgende Hauptſteuer
t Durch Von den erſten angefangenen oder vollen 2 000
ſbſtwerſtän chsmark des Gewerbeſteuerertrages 2 v. H. von den
bisher ein eren angefangenen oder vollen 2 000 Reichsmark des

ing über Werbeertrages 4 v. H. Ueber dieſe Zahl iſt vermutlich
daß en ine endgültige Entſcheidung getroffen. Es wird

el 146 I v enommen, daß die Staffelung nicht von 2 000 zu 2 000
ſtonellen ügt, ſondern daß eine 1 500-MarkStaffelung eintreten

dern daß Von dem Gewerbekapital beträgt der Hauptſteuer
rittel v. H. und von der Lohnſumme 2,75 vom

Jnsgeſamt beſteht nach dieſen Zahlen der Ein
daß die Hauptſteuerſätze eine ſchwere Belaſtung ge

die Gew ber dem Mittelſtand bilden und eine Exleichterung
millanſg glich für die Großinduſtrie bringen.

4 De J 5174 iel Die Gewerbeſteuer wird ebenſo wie die Grundſteuer
de Skeuereinheiten erhoben. Die Länder und Gemein-
nüſenn Weſtimmen, welches Vielfache der Steuereinheit (Am

ſteiterſaß) erhoben wird. Der Umlageſteuerſatz kann
ein wolles Vielfaches der Stéuereinheit betragen er

r jedes Kalenderjahr beſonders beſtimmt.
Do Grundſteuerrahmengeſetz ſteht ebenſo wie das Ge

“eſt uerrahmengeſetß vor, daß für alle Stkeuergegen
iff! in einem Lande nur der gleiche Amlageſteuerſatz be
mnt werden kann das gleiche gilt für den UAmlage

tat einer Gemeinde Auch gegen dieſe Beſtimmung
hen 5 Benken erhoben, und es wird damit gerechnet, daß

Vetei u unter Amſtänden noch eine andere Regelung gefunden
l

Jm Grundſteuerrahmengeſetzenttwurf iſt feſtgelegt, daß

als Hauptſteuergeſetz der Berechnung der Grundſteuer
jährlich 8 vom Tauſend des auf volle Hundert nach unten
abgerundeten Einheitswertes zugrunde gelegt werden.

Kein Feiertag auf Kompromiß!
vade jetzt, wo ſie die Reichsregierung führen, die Frage des
Verfaſſungstages als Nationalfeiertag nicht
von der Tagesordnung der öffentlichen Diskuſſton verſchwin
det. Soll ihnen auch das nicht erſpart bleiben, die Verfaſ
ſung durch Feſtſetzung dieſes Feiertages widerwillig nicht nur
anzuerkennen, ſondern auch zu ehren Vorläufig weh ren
ſich die Deutſchnationalen noch mit Händen und Füßen, wenn
ſie auch der offenen Entſcheidung durch die Löſung auswei
chen möchten, die ſie nachgerade für alle Dinge anwenden,
nämlich die Vertagung.

Die beiden Koalitionsparteien der Deutſchnationalen ſind
anſcheinend der Auffaſſung, daß man von dem rechten Flügel
in der Reichsregierung einſtweilen Zugeſtändniſſe micht
mehr verlangen dürfe, weshalb auch das Zentrum
ſich dem Nationalfeiertag gegenüber ſo gut wie ablehnend
verhält Allerdings hat ein Artikel in der „Germania“ zu er

kennen gegeben, daß die Reichstagsfraktion des Zentrums doch
nicht die Reſonang im Lande hat, auf die das Zentrum Wert
legt, weshalb ſich die „Germania“, ohne Verbindlichkeit
doch für einen Nationalfeiertag einſetzt und auch den Verfaſ
ſungstag anerkennen will, jedoch die Feier auf den Sonntag
nach dem 11. Auguſt legen möchte. Die Deutſche Volkspartei
kommt den Deutſchnationalen noch mehr entgegen, wenn bei
ſpielsweiſe die „Kölniſche Zeitung als Nationalfeiertag den
Tag des Anſchluſſes Deutſch Oeſterreichs oder den Tag, an dem
der letzte Soldat der Beſetzungsmächte das Rheinland verlaſſen
wird, propagiert. Das iſt eine Verſchiebung, die die
junge Demokratie ohne die Feier läßt, deren jede Demokratie
zur Weckung des Nationalbewußtſeins bedarf, die aber auch
den Sinn des Nationalfeiertages umkehrt.

Es mag richtig ſein, daß in den Kreiſen der Parteten, die
die Verfaſſung von Weimar jahrelang bekämpft und dann be
ſchworen haben, eine Stimmung für eine Nationalfeier am
Verfaſſungstag nicht vorhanden iſt. Das iſt verſtändlich Ohne
weiteres laſſen ſich die Folgen einer wütenden Hetze
nicht austilgen. Aber die Germania weiſt mit Recht dar
auf hin, daß auch der 14, Juli in Frankreich nicht populär
war, als er feſtgeſetzt wurde. Die große, weltgeſchichtliche Be
deutung des 14. Juli hat ſich erſt ſpäter den Maſſen offenbart.

Volkes anzuſehen und wir wünſchen, daß dies Bewußtſein ſich
auch bei den breiten Maſſen durchſetzt. Der Nationalfeiertag
muß deshalb im Geiſte des neuen Staates begangen werden.

n h f 2 S 96Riſſe in der Koglition.
Das Zentrum für Verlängerung des Sperrgeſetzes,
Die Ankräge der Demokraten und der Soßialdemokra

ten, das Sperrgeſetz für die Auseinanderſetzungen zwiſchen
den ehemaligen Fürſten häuſern und den Ländern bie
Ende des Jahres zu verlängern, haben die Regierungs
koglition in peinliche Verl egen heit geſetzt. Sie
haben zugleich wieder einmal die Ge genſſätze aufgertſ

ſen, die trotz aller gegenteiligen Beteuerungen und trotz
aller Vertuſchung nach außen zwiſchen den Parteien und
Fraktionen der gegenwärtigen Koalition im Reich beſtehen
Charakteriſtiſch dafür waren die Auseinanderſetzungen bei
der Beratung im Rechtsausſchuß am Mittwoch

Hier zeigte ſich einmal, wie begründet die Anträge der
Oppoſition geweſen ſind. Haben doch die Vertreter
Thüringens, Mecklenb wrgs und Heſſſens in
ſehr eindringlicher Weiſe die Ankräge der Oppoſitionspar
teien unterſtützt. Das ſind die Länder, für die die Für-
ſtemabfindungsfrage heute noch immer praktiſch akut iſt.
Und man ſollte meinen, daß die Vertreter dieſer Regie
wrungen, die noch dazu politiſch Zum Teil der Rechtsregie
rung im Reich näher ſtehen als den Oppoſitionsparteten,
wohl einen begründeten Anlaß haben, auf die Verlänge
rung der Sperrfriſt zu dringen, öbwohl ihre ehemaligen
Fürſtenhäuſer dem Reichsminiſterium des Jnnern gegen
über „Bindungen“ eingegangen ſind, für die Folgeßzeit den
Prozeßweg nicht zu beſchreiten Es ſollte doch gu denken
geben, daß dieſe Ländervertreter offenbar auf die Ver
einbarungen“ mit den Fürſtenhäuſern nicht all zu viel
geben. Aber die Reichsregierung geht über dieſe drin
gende Forderung der Betroffenen zur Tagesordnung über,
Hergt, der Reichsjuſtigminiſter, bleibt dahei, daß heute
das Sperrgesetz überflüſſig geworden ſei.

Und die Koalitionsparteien Sie bieten ein treff
liches Bild der Ei miheſit lich kent. das Zen-
krum erklärt nämlich unbeſchadet der Koglitionsgemein
ſchaft ſich in dieſem Fall mit der Oppoſition ſolit-
dar iſch. Das Zentrum ſcheint ſich in dieſem Falle be
wußt zu ſein, daß es Beſchlüſſe giht, die man ohne Gefahr
für ſeine eigene Politit nicht wieder umſtoßen kann Und
nen ſolchen Beſchluß hat das Zentrum in der Frage des
Sperrgeſetzes gefaßt, als es moch in der Koalition der Mit
e ſaß. Ganz folgerichtig ſtellt der Zentrumsvertreter feſt,
daß die Lage unverändert iſt, und daß deshalb die Anträ-
ge der Oppoſitionsparteien bere ch tigt ſind. So wer
den die Demokratiſchen und ſozialdemokratiſchen Anträge
im Ausſchuß mit 15 gegen l Stimmen angenom-
men Eine klare Meh rheit. Zweifellos eine
Niederlage der Re giierungskoglition. Aber

ſche Volkspartei nicht erreichbar

Peinlich, ſehr peinlich iſt es den Rechtsparteien, daß ge

Gerade S den. nicht davon a en Verſaſſungs alltag S di e e eutſchen

micht der Regierung ſellbſt. Denn es bedarf für die An

nahme der Anträge im Reichstage ein er Zweidrittelmehr
heit. Dieſe Zweidrittelmehrheit aber iſt ohne die Deut

And dieſe ſteht auch hier
Schulter an Schulter mit den Deutſchnationalen

So werden alſo die Oppoſitionsanträge im Reichstag
abgelehnt worden, trohdem für ſie eine einfache Mehr
heit vorhanden iſt. Das Zentrum iſt wohl diesmal des
halb konſequent geblieben, weil es Praktiſch ohne Wirkung
bleibt. Jmmerhin iſt die Solidarität der Koalition gufs
neue diskreditiert; aber dazu braucht es micht mehr viel.

Streſemann gegen die Dolchſtoßlegende.
Zeugenausſage vor dem Unterſuchungsausſchuß.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt, iſt
der Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann vom Unterſu
chüngsausſchuß des Reichstags in ſeiner Eigenſchaft als
Führer der Nationalliberalen Fraktion des Reichstags
während des Krieges als Zeuge vernommen worden. Dr.
Streſemann hat dem vierten Unterausſchuß ſchriftlich ſeine
Ausſage zugehen laſſen.

Dr. Streſemann gibt in einer eingehenden Darſtel
lung zuerſt Aufſchluß über die Strömungen innerhalb der
Nationalliberalen Reichstagsfraktion und gibt dabei offen
Zu daß die Nationalliberale Fraktion eine einheitliche
Auffaſſung weder in den Fragen der Jnnen noch der
Außenpolitik während der Kriegszeit hatte. Der rechte
Flügel lehnte ſich ſtark an die Konſervativen und Alldeut
ſchen an und war vertreten durch den Eſſener Handelskam
merſyndikus Hirſch, während der linke Flügel unter Dr.
Junck und Freiherr von Richthofen mehr Zugeſtändniſſe
an die demokratiſchen Jdeen machte. Die ausgleichende
Mehrheit der Fraktion ſei Baſſermann gefolgt und ſpäter
Dr. Streſemann, der ſeit der Erkrankung Baſſermanns im
Februar 1917 an die Führung kam. Der Zeuge Dr. Stre
ſſemann geht in ſeinen Ausſagen bis auf die Vorkriegszeit
Zzürück und ſchildert dabei, wie ſich die Erwartungen, der
Kaiſer werde ſich auf Grund der Stellungnahme des Par
läinents beeinfluſſen laſſen, als irrig erwieſen haben. Die
Schuld daran habe beim Parlament und beim Volke ge
legen, weil das Volk bei Kundgebungen und Beſuchen des
Kaiſers überhaupt keine Notiz von
tages genomm
hauptung,
des Kriege
habe, ſei

Dr. Sere
Differenzen J

Baſſermann Bethmann beſtanden hätte
Baſſermann habe einmal in einem Telegramm an einen
pfälziſchen Parkeifreund Beſorgniſſe über ein bevorſtehen
des Manifeſt des Kanzlers ausgeſprochen, und der Kanzß
ler habe darauſhin nicht nur gegenüber anderen Partei
führern der Nationalliberalen erklärt, daß er mit der
Nationallibe len Partei nicht weite arbeiten könne,
ſondern unwiderſprochen ſei auch damals durch die Preſſe
gegangen, daß der Kanzler ein militäriſches Disziplinar
werfahren gegen den Major Baſſermann angeregt habe.
Streſemann macht dem damaligen Reichskanzler Beth
mann Hollweg den Vorwurf, daß er zur Frage der Wahl
reform die denkbar unglücklichſte Haltung ein genommen
habe. er habe durch Verſprechungen mebelhafte Vorſtel
lüngen erweckt, ſei aber erſt in der letzten Stunde hurz
wor ſeinem Abſchied, bereit geweſen das gleiche Wahl
recht durchzuführen Da aber ſei er gegenüber ſeinen Mini
ſterkollegen nicht durchgedrungen.

Politiſch von dem größten Intereſſe ſind die Ausfüh
rungen Dr. Streſemanns über die Zeit vor dem Zuſam
menbrüch. Er ſagt, daß der Oberſt Bauer ihn in Beßug
auf die UAnterrichtung der Parteiführer gewarnt habe, die
militäriſche Lage nach den Erfolgen der Frühjahrsoffen
ſive zu überſchäthen. Er, Streſemann, habe darin die Mei
mwüng Ludendorffs zu erkennen geglaubt, daß wir verſu
chen ſollten, zum Frieden zu gelangen, ſolange wir noch
auf der Höhe der militäriſchen Leiſtungsſähigkeit ſtänden.
In einer Beſprechung mit dem Staatsſekretär von Hintze
am 23. Auguſt 1918 habe er eine kaum moch verhüllte Er
klärung des Auswärtigen Amtes geſehen, daß wir uns
beeilen müßten, zum Frieden zu kommen. Unter Hinweis
auf die ſchwierige militäriſche Lage habe Herr von Hintze
damals ausgeführt, daß wir alle Fäden anknüpfen müß
ten, wenn etwa die alten Fäden abreißen würden. Dieſen
Bemühungen ſei durch die Erklärungen des 1. Oktober ein
Ziel geſetzt worden. Major von dem Busſche habe damals
geſagt daß wir nunmehr die Wilſonſchen Friedensbedin-
gungen annehmen müßten. Die Parteiführer ſeien da
mals auf dieſe niederſchmetternde Mitteilung nicht vorbe
weitet geweſen, ſodaß ſogar die Frage entſtanden ſei, was
eigentlich in dieſen Wilſonſchen Punkten alles enthalten
wäre, insbeſondere ob in dieſen Wilſonſchen Punkten die
Abtretung ElſaßLothringens einbegriffen ſei. Selbſt der
unabhängige Abgeordnete Haaſe habe damals erklärt daß
ſeine Partei ſtets vertreten habe, die elſaß-lothringiſche
Frage durch Abſtimmung zu regeln. Es ſei ſogar den Par
teiführern das Wort abgenommen worden, mit ihren Frak
tionen nicht darüber zu ſprechen. Streſemann habe aber
dann mit einem Herrn der Oberſten Heeresleitung telefo
miſch geſprochen, und dabei habe er gehört, daß der Schritt
des Majors von dem Buſſche die Meinung der Oberſten
Heeresleitung wiedergegeben habe. Wir ſtanden in einem
hoffnungsloſen Kampfe verlören täglich 10 000 Gefangene
und die Situgtion erheiſche den Waffenſtillſtand.

Wenige Tage ſpäter ſeien die Dinge nicht mehr geheim
zu halten geweſen, und als bei Truppentransporten eine



ſere Stimmung an der Front

recht erhaltenen
bruch aller dieſer
lichen Meinung d

Demokratiſcher Antrag zur Anleiheablöſung.
Die demokratiſchen Abgeordneten Brodauf und Frei

herr von Richthofen haben im Rechtsausſchuß des Reichs
hags zur Auſwertungsfrage nachſtehenden Antrag einge

de Ausſchuß wolle Beſchließen, folgende Entſchlie
ung anzunehmen die Reichsregierung zu erſuchen den
genigen Alkanleihebeſitzern, die die Friſten für die An
aneldung ihrer Markanleihen zum Amtauſch in der An

ungsſchuld des Deutſchen Reiches und zur Ge
währung von Ausloſungsrechten aus entſchuldbaren Grün
den verſäumt haben, eine Nachfriſt bis 30. September

1927 zu gewähren.
Gegen vorbeugende Rede und Verſammlungsverbote.

einer Entſchließung des Reichstages in
Reichsregierung erſucht worden iſt, bei den betei

änderregierungen darauf

Auf Grernd

S I
beugende, der

und Verſamml

Ob die bayeriſche

kenswert, wenn

das geſchehen Der I
ſchaftskampf beſtehen, wenn d

ſtehend mit
heutigen Staat,

guch im altpreußiſchen
Bund, Werkgemeinſchaft
wolk einſchließlich aller
ihr Führer wird.Zuſſammenſchluß des Landadels unter weitſichtigen,
energiſchen Führern und Zuſammenarbeit mit den in den
Städten feſt zuſammengeſchloſſenen waterländiſchen Ver
bänden werden den preußiſchen Adel das Heft in Preußen
wieder in die Hand geben und

un, Becker und Abegg entreißen.“
dieſe Tiraden antwortet

„Pommerſche Bauernzeitung“: „Graf von der Goltz ent
des Landadels und Großgrund

beſitzes. Wir ſehen hieraus, daß der Adel und Großgrund
veſitz, der in kritiſcher Zeit verſagt hat, jetzt mit allen
Mitteln um die Macht kämpft.
wie Graf von der Goltz offen zugi
iſt klar, daß bei der Entwicklung innerhalb des Landbun

die Führung der Bauern durch
ſelbſtbewußte Bauern micht avill. Die Bauern, die vom
Großgrundbeſitz heute noch im Landbund worgeſchoben
werden, um ſein wirkliches Ziel, d
zu verſchleiern, ſind weiter michts als Strohpuppen und

Aushängeſchilder.“

wickelt hier das Programm

des der Großgrundbeſitz

werſpätet in
aſſen, daß eine
die für die Mieter ſau

Exrwartungen ſich zu t
es Volkes ausgewirkt haben.

Aus der Arbeit der demokratiſchen Reichstagsfrabtion

Demokratiſche Aufwertungsanträge.

Bei der zweiten Berat
über die Verzinſung aufgewer
Amtauſches in Grundſchulden hat
tagsfraktion nachſtehende Aenderungs

„Der Reichstag wolle beſchließen:
1. Der S 8 des Aufwertungsgeſetzesſoweit auf Grund dieſes Paragraphen bereits Herab

ſetzungen der Aufwertung durch die Auſwertungsſtel
len verfügt und zur Eintragung in das Grundbuch
gelangt ſind, iſt auf Antrag des Gläubigers der Diffe
renzbetrag zwiſchen dem zur Einzahlung gelangten
Betrag und dem Aufwertungsbetrage gemäß S 4 des
Aufwertungsgeſetzes an vereiteter Stelle einzutragen.
Der Antrag iſt binnen drei Monaten nach Jnkraft

urſprünglichen Betrages der in Anleiheablöſungs
ſchuld umgetauſchten Reichsanleihe entſpricht, und das
laufend mit mindeſtens 5. v. H. jährlich ve
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t
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Der Adel und die Bauern.
Bemerkenswerte Geſtändniſſe.

Die Rechts regierung im Reiche hat dem oſtelbiſchen

Landadel wieder Mut gemacht.
in dieſen Kreiſen Morgenluft, und es iſt überaus bemer

im Deutſchen Adelsblatt“ ein Herr von
der Goltz heute ſchon wieder folgendes ſchreiben darf „Jn
unſern Tagen hat der aus führenden Beamtenſtellen aus
geſchaltete preußiſche Adel die Pflicht, außerhalb des
Staatsdienſtes an das Volk heranzukommen. Wo kann

andeingeſeſſene Adel wird den Wirt
de Landwirtſchaft zuſammen

allen erlaubten und möglichen Mitteln den
in dem ſie ein Staat im Staate ſein muß,

zwingt, ihren Intereſſen Rechnung zu tragen. Alle P
itik iſt Machtpolitik. Sie wird es können und zugleich

Sinne handeln, wenn ſie im Land
und Stahlhelm das geſamte Land
Arbeiter hinter ſich ſammelt und

Das Schickſal der Mieterſchutzgeſetze.
Nachdem die Reichsregierung die Mieterſchutzgeſetze ſo

den Reichsrat und den Reichstag hat gelangen
ſachgemäße Durchberatung dieſer Geſetze

ßerordentlich einſchneidende Ver
änderungen bringen, bis zum 30. Juni nicht mehr mög

en Zweck gusreichende Gelder
wird angenommen, daß die Reichsregierung, auch Dem Bau der Talſperre we

nahme des Reichsrats ſich in letzter
ßen wird, ſich mit einer unveränder

Mieterſchutzgeſetze bis

eingetreten ſei, ſeft krotz

dem die Stimmung in der Heimat nicht mehr zu halten
weil der Gegenſatz zwiſchen den

Siegeshoffnungen und dem Zuſammen
ief in der öffent

inſolge der Stellung
Stunde noch entſchlie
ten Verlängerung der beſtehenden

Dezember einverſtanden zu erklären
deren Falle würde die Oppoſition
Lage ſein, eine ſolche unveränderte Verlängerung der
ſſetze zu erzwingen.

jahrelang auf
her gusgearbeitet
ſei ſehr günſtig ausgef

Unternehmens.
ſchweig ſeien ein
ſchweigiſchem
kommen ſoll

vorausſichtlich in der Verhandlungen mit Braun wäh

Braunſchweig
Bau der Okertalſperre-
der preußiſchen Regierung a
nehmen betrieben. Auch mit

Ein demokratiſcher Antrag

Ein demokratiſcher Antrag.
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt, hat die

einen Antrag eingebracht, der
ahin einzuwirken,

andtſchaften der

Ueber das Ergebnis

ung des Entwurfs eines Geſetzes
keter Hypotheken und ihres

die Demokratiſche Reichs
anträge eingebracht

Demokratiſche Reichstagsfraktio
die Reichsregierung erſucht, auf die Länder d
daß di überflüſſigen und koſtſpieligen Geſ
der untereinander aufgehoben werden.
ſoll Bericht erſtattet werden.

Durch dieſen Antrag, der
Reichstags findet,
und ein politiſcher Zopf beſeitigt wer
ſe einzuſehen, warum Preußen, Sachſen, Bayern uſ
tereinander noch Geſandtſchaften haben mü
kratiſche Fraktion des Preußiſchen Landtags ha
ſeinerzeit gegen die Beibehaltung der preußi
ſchaft in München geſtimmt.
es recht merkwürdig an, daß
Wert auf die
Hamburg gelegt wird. Scho
Reichstag gegen dieſ
wandt. Leider ſind dieſe Rudimente nicht

zum Opfer gefallen. Das g.
Jahre 1918 noch eine bayeriſche Geſandt
bayeriſche Geſandte verſch
die Geſandten der Länder die beſondere
Regierungen über die politiſchen Verhältniſſ
in denen ſie beglaubigt ſind,
Aufgabe wohl auf andere Weiſ
erfüllen ſein. Jm übrigen wird

frühere badiſche Gef

ebiet berührt wird. Gegen die Tal

wird aufgehoben, hoffentlich die Mehrheit des
oll ein ſtaatsrechtlicher Anfug

den Es iſt in keiner Wei
w. heute un

durch Mitgliede
riums, die am
ken der Stelle für Naturſch
tigt werden.
ſchaft aus Preußen, Bra
gebildet werden.

Auf eine Anfrage, wie die
ders Magdeburg ſich zu de

widert Abg. Wittm
Stadt Magdeburg auf
werzichten zu können
Trinkwaſſer

t deshalb auch unſchweig und
ſchen Geſandt

Auf der anderen Seite mutet
gerade von volksparteilicher Seite

Einrichtung einer preußiſchen Geſandtſchaft in
m Eugen Richter hat ſich im alten

chen Verkehrs ge
alle der Revolution

eſchah nur in Baden, wo bis zum
ſchaft beſtand

ſehr ſchnell. Wenn
Aufgabe haben, ihre

e in den Ländern,
o dürfte dieſe

m Bau d

das Waſſer

e Form des bürokratiſ Weiſe dere eiſeGrundwaſſerſtröme zu decken hofft.
Abg. Dr. Bohner machte darauf aufmerkſam, da

die Provinz S
gebtes einen Betrag

gach ſie n für
on 15 000 Mark zur Verfügung ge

weiter an, bei der Regierung i
Magdeburg ein beſonderes Referat für dieſes Projekt ein

damit die Provinzialverwaltung daraus erſehe
kann, daß der Staat dieſes Anternehmen ernſthaft betre

ben will. Dieſem Hilfsarbeiollten auch alle anderen mit dem Bau des Mitte
erbindung ſtehenden Fragen übertrage h

wand dann aber

zu unterrichten,
e viel beſſer und billiger zu
in unterrichteten Kreiſen er
andte in Berlin vom Aus

ſches von Karlsruhe aus telefoniſ
oll auch auf den Geſandten

ffen, der ebenfalls erſ
ch im November 1923 auf

zählt, daß der
bruch des KappPut
richtigt worden iſt, und das gleiche
von Haniel in München zutre
von Berlin aus auf den Hitlerputſ
merkſam gemacht ſein ſoll.

landkanals in V
röter erwiderte darauf, daß die

mach Bildung der TrägerGemeinſcha
gültigen Erklärung des Reichsverkehr

den könnten. Mit dem Begirn
perre könne wor ausſichtlich

Jahres begonnen werden.
rauf den vorerwähnten Antr

Falk in folgender Faſſung an:
dtag wolle beſchließen, das Staatsmi

zu gegebener Zeit für den B
ebiet der oberen Bode Mittel d

Mimniſterialrat Sch
Einzelfragen erſt
und nach der end
miniſteriums geklärt wer

Baues der
Oſtern des kommenden
Hauptausſchuß nahm hie

Die Abfindung der Standesherren.
Ein demokratiſcher Jnitiativ Geſetze

Die Demokratiſche Reichstagsfr
Geſetzes zur Ablöſung der St
ndes und Standesherren und ſonſtiger w

Jn dieſem Geſetzent

aktion hat den Ent
wurf eines gatsrenten der
früheren La
kehrender Leiſtungen ein gebracht.

wurf heißt es U. a.
„S 1. Auf die Staatsren

58 Abſ. 1 des Einführungsgeſ
ſſetzbuch und im

Perſonen finden worbehaltlich d
S dieſes Paragraphen mit Wirkung w.

ehes über die Ablöſun
ſprechende Anwendung

ſprüche der im Abſ. 1 bezeichne
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etzes zum Bürgerlichen Ge
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om 1. 1. 1924, die Vor
g öffentlicher Ankei

Reichsgeſetz vom 25.
Wichtige Ernennungen in Preußen.
Drei neue Staatsſekretären

Nach einer Mitteilun
dienſte Hat das Preußiſ
letzten Sitzung Beſchluß über eine Reihe wichtger Neuer

Am 1. Oktober treten nfolge Erreichung
enten Staatsſekretäre Fritze von

vom Landwirtſchaſtsminiſteri
vom Handelsminiſterium in den Ruheſta

Nachfolger Fritzes im Preußiſchen Juſtizminiſterium w
der bisherige ſtellvertretende Leiter der Preußiſchen LHölſſche r. Jm Landwirtſchaftsmi r Geneh

bisherige Regierungspräſident in Lü
er des Staatsſekretärs Ran

hinzuwirken, daß v
geſetzlichen Begründung entbehrende Re
Ungsverbote nicht erlaſſen werden, hat die

Reichsregierung nunmehr dieſe Entſchließung den Länder
gen zuſtellen laſſen mit der VBiktte, ihr nachzu

Staatsregierung dieſem Er
n der Rechtsregierung Folge leiſten wird, iſt ſtehe
Münchener Reichs bannertag ſtark zu bezweifeln

ſſchriſten des Geſ
hen vom 16. 7. 1925 ent

Soweit die Rentkenan
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n
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ſind, welche kraft Holh
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S 2. Bei Anwendung

öffentlicher Anleihen auf
wert der Rente gleich ihr

Je 100 Mark Kapital
RM Anleiheablöſungsſchu
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urch Landesgeſetz die Vor
2 7 dieſes Geſetzes auf
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ſe ohne Ge

gen gefaßt.
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und Dönhoff

nden zugeſichert
ger öffentlicher Rech

Länder ermächtigt, durch
Wirkung vom 1. 1. 1924

eits oder ſonſt

desprüfungsamtes
ſterium wird der
burg, Krüger, Nachfolg
Krüger gehört der Sozialld

des Geſetzes über die Ablöſung
die Staatsrenten iſt der Kapital
em 20fachen Jahresnennbetrage.

wert der Rente werden in 25
d (Altkbeſitz) des zur Renten

Man wittert anſcheinend

Staatsſekretärs Dönho
bisherige Miniſt
Preußiſchen Handels

zahlung we
S 8.

der Beſtimmungen im S 9 d
ſchriften des S 1 Abſ. 1 und der 88
ſonſtige wäederkehrende Leiſtungen

wendbar zu erklären, ſoweit die
es Berechtigten oder gegen eine wor dem 13.

ung von den Ländern zugeſichert
1924 für an
genleiſtung d
3. 1850 bewirkte Leiſt
worden ſind.

Jm Kampf gegen die Siedlungsſabotage.

Eine Anfrage der Demokraten. uDie Demokratiſche Fraktion hat im Preußiſchen L tie

tage folgende Kleine Anfrage eingebracht n begann
Das bisher einem holländiſchen Großgrundbeſitzer n die in

hörige Gut Holtfelt, Kreis Halle Weſtf., iſt an den G Wegierun
grundbeſitzer Graf von KorſfSchmiſing verkauft wor die ein
ohne daß die provinzielle Siedlungsgeſellſchaft Rote wen eine

ß dem Reichsſtedlungsgeſetz w ugeführ
genommen hat. Durch den Verkauf der etwa 560 Mo t Gelegen
großen landwirtſchaftlich genutzten Fläche werden n Plenn
10 Kottenpächter in ihrer Exiſtens bedroht und 35 bä Weantent

die auf Zupacht aus dem Gute Holtfeld ſo ſofort
in ihrer wirtſchaftlichen Rentabilität weiterhin

fährdet. Da dieſe land wirtſchaftlichen Betriebe zum eft das
ſchon länger als hundert Jahre beſtehen, wäre eine l ieform
kragung der Pachtfläche in das Eigentum der Pä werden

Da der Kaufpreis, den der Graf len.
Schmiſing bezahlt hat, nur rund 500 A. pro Morgen wen d
krägt, ſo wäre die Durchführung eines Siedlungsve n h
rens oder aber als letzter Ausweg der Ankauf durch in
ſtagtliche Domänenverwaltüng durchaus möglich ger en

Die Staatsregierung wird gefagt:Wie begründen die für die Siedlung verantt gen

ichen Stellen ihr Verhalten We
2. Wann gedenkt die Staatsregierung das ſchon

1. Oktober 1926 über die Verhältniſſe der Erb uſw.
ter geforderte Gutachten vorzulegen

ſich um wiederkehrende Naturalleiſtungen
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Aus der Arbeit der demokratiſchen Landtagsfrabtion
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Preußen und die Zollfrage. de ſo
Das Preußiſche Staatsminiſterium hat in ſeiner h e

ten Sitzung die Reichsratsvorlage über die Zolländ Wenn
gen erörtert. Wie der „Demokratiſche Zeitungsdtenſt be J

t



h

richteter Seite erfährt, lehnt die Preußiſche Staats
rung die Erhöhung des Kartoffelzolls von 50 Pf. auf
Mark ab, im Hinblick darauf, daß die Kartoffelpreiſe

te, d n nmlich ſind und die Kartoffeleinfuhr noch nicht ein
en Mat I Prozent des Verbrauches ausmacht.
er Reh. Ebenſo ſpricht ſich die Regierung gegen eine Erhöhung
mit der zuckerzolls von 10 Mark auf 15 Mark je Doppelzent
auf bin e aus, während ſie den Vorſchlag, die Zuckerſteuer gu
ußen An ſenn, befürwortet. Die Zuckerpreiſe ſcheinen ihr eine Er
h daſleho ng nicht zu rechtfertigen, umgekehrt wird eine Sen
t werd der Zuckerpreiſe den im Jnland vorhandenen bedeu
i n Zuckervorräten Aufnahme auf den Markt ſchaffen.

ehrter Zuckerverbrauch wird dem Rübenbau mehr
e kommen, als etwa ein erhöhter Zoll.
Anders ſteht es beim Schweinefleiſchzoll. Hier war zu

nken, daß der gegenwärtige Zoll ſich bei weitem unter
Satz der Vorkriegszeit bewegt. Die Schweinemaſt iſt
die große Maſſe, namentlich der kleinbäuerlichen Land
chaft, von entſcheidender Bedeutung. Die Erzeuger

e ſind unter Berückſichtigung der Geldentwertung un
edigend. Anzureichende Schweinepreiſe beeinträchtigen
Auſzucht. Die kleinbäuerliche Landwirtſchaft iſt nur
ausreichenden Erzeugerpreiſen in der Lage, den Jn
bedarf im weſentlichen zu decken. Stabile ausrei

e Schweinepreiſe ſind nach jahrzehntelanger Erfah
h die Vorbedinung für ein gleichmäßiges und preis
es Marktangebot. Sie liegen darum im gemeinſamen
S eſſe von Verbrauchern, Händlern und Erzeugern.

W Rüchſicht hierauf ſtimmt Preußen im Reichsrat der
öhung des Schweinefleiſchzolles von 21 auf 32 Mark

Die Verlängerung der bisherigen Zollgeſetzgebung
erung von Preußen angenommen.

w

en des

erfügun
Kegietin

Projekt

raus erſ

Je für Schleſien.
Die demokratiſchen geordneten Schmiljan, Herr

in, Falk, Meincke und die übrigen Mitglieder der De
ratiſchen Fraktion des Preußiſchen Landtags haben

ſthaft de m ſtehenden Antrag eingebracht:
deburg „Jm Regierungsbezirk Liegnitz, vor allem in den
des M ſen Bunzlau, Lauban und Löwenberg hat ein ſchwe

Anwetter, verbunden mit Hagelniederſchlag am 3.
i d. J. in einer Anzahl Gemeinden die Roggenernte

J völlig, die Weißen und Kleefelder zum großen Deil
nichtet Von dem UAnwetter wurden in der Hauptſache

ttel- und Kleinbauern getroffen, nur wenige von ihnen
werſichert. Die vom Unwetter Heimgeſuchten befanden

t überktg

f, daß d
Gemeinſ ch

ichsverheſ

en infolge der Mißernte des Vorjahres bereits in einer
erden Kberordentlich ſchweren wirtſchaftlichen Notlage. Der

dtag wolle beſchließen, das Staatsminiſterium zu er
jen, die Schäden amtlich feſtſtellen zu laſſen und den

ten An

Stautnnn Unwetter ſchwer geſchädigten und in ihrer Exiſtenz
i den d bedrohten Bauern nachdrückliche Hilfe zu gewähren.“

e Mittel
im Rat nokratiſcher Antrag zur Landgemeindeordnung.
eitzuſtel i Die demokratiſchen preußiſchen Landtagsabgeordneten

räeſt, Hourtz, Goll und Genoſſen haben beantragt, den
6 der Landgemeindeordnung zu ändern. Nach der bis
gen Faſſung heißt es Die Landgemeinden ſind be
ytigt, Anſtalten, Einrichtungen und Betriebe gemein

ziger und werbender Art zu betreiben.“ Nach dem de
kratiſchen Antrag ſoll dieſer Paragraph lauten: „Zu
Selbſtverwaltungsan gelegenheiten gehört auch die
verbliche Betätigung der Landgemeinden. Eine ſolche iſt
ſoweit zuläſſig, als die Sicherſtellung der Befriedigung
es allgemeinen Verſorgungsbedürfniſſes der Einwoh
ſchaft eine gemein wirtſchaftliche Regelung erfordert.

n Zeit
m in ſein

er Neuer

reichung

ritze von

miniſter

n Ruhe

ſten Nee darüber Hinausgehende gewerbliche Betätigung be
en rf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde.“
en in

Beamtenfragen.
ei an ind

n Reinhold und die Beamtenbeſoldung.
ſah Der frühere demokratiſche Reichsfinanzminiſter Dr.
in ein hold teilt als Antwort auf einen Angriff des
d d Mitſchnationalen Abgeordneten Dr. Quaatz u. a. mit:

Was die Behauptung betrifft, daß die alte Reichs
ierung, insbeſondere der demokratiſche Finanzminiſter
d ſeine Freunde der Linken“ für die Beamtenſchaft
chts getan hätten, ſo iſt dieſe Behauptung völlig
lſch. Zunächſt habe ich, als infolge der allgemeinen
njunkturbeſſerung der Lebenshaltungsinder wieder zu

Migen begann, trotz großer parlamentariſcher Schwierig
ten, die in der Hauptſache von einer Partei der jetzi

In Regierungskoalition ausgingen, dafür geſorgt, daß
h die einmalige Zuwendumg im Dezember den

M äAmten eine, zwar unzureichende, dafür aber ſofortige
lfe zugeführt wurde. Darüber hinaus habe ich aber bei

er Gelegenheit im Dezember 1926 in den Ausſchüſſen
b im Plenum des Reichstages erklärt, daß die Erhöhung

r Beamtenbeſoldung eine Staatsnotwendigkeit ſei und
h ſie ſofort in Angriff genommen werden ſollte. Jch
be weiterhin den Spitzenverbänden der Deutſchen Beam

n ſchaft das Verſprechen gegeben, daß dieſe Beamtenbeſol
I nssreform mit den zuſtändigen Organiſationen beſpro

m werden ſollte und zwar in einem Stadium, wo noch
ch vollendete Tatſachen geſchaffen wären, ſondern die
kimmen der Organiſation noch voll zur Geltung kommen

I nnten. Lediglich der im Dezember erfolgte Sturz der
gierung hat die ſofortige Erfüllung dieſer klar un d

kann deutig gegebenen Verſprechungen verhindert.“
h

etrogene Beamte.
n Der demokratiſche Reichstagsabgeordnete und frühere
ſche Miniſter Dietrich charakteriſtert in der „Neuen

b un adiſchen Landeszeitung“ ſehr treffend die durch die De
fagogie der Rechtsparteien für die Beamten geſchaffene
ge mit folgenden Sätzen: „Die Beamtenführer von der
echten, beſonders der volksparteiliche Abgeordnete Mo
h hatten zum Teil den Mund die Jahre her ſehr weit

doftapt

t in fgemacht und waren jetzt in des Teulfels Küche, als es
e M ilt, dieſe Verſprechungen einzulöſen. Meine Freunde und

ich hatten den Standpunkt eingenommen, daß, machdem
man im vorigen Jahr wegen der ungeheuren Arbeits
loſigkeit, die die Kaſſen des Reiches außerordentlich be
anſpruchte, für die Beamten nichts tun konnte, es jetzt an
der Zeit ſei, alsbald zu helfen; und wir ſtellten deshalb
Anträge, die darauf hinausliefen, zum mindeſten ab
1. Juli prozentugale Zuſchüſſe allen Gehaltsklaſſen zu ge
ben, und zwar den unteren Klaſſen 12 und den vberen
10 Prozent, damit die Beamten wiſſen, woran ſie ſind und
bis zur endgültigen Neuregelung einen genau beſtimmten
Zuſchuß bekommen. Vielleicht hätten wir für die „Unte
ren“ prozentual mehr beantragen ſollen. Die Regierungs
parteien droſſelten alle dieſe Anträge ab, ohne auch nur
zu ſagen, was ſie am 1. Oktbr. zu tun gedenken. Sie haben
wohl in Ausſicht geſtellt, daß von dieſem Tage an gezahlt
werden ſolle, haben aber nicht geſagt, wieviel. So iſt
alles in der Schwebe geblieben. Allerdings wird der Haus
haltsausſchuß vorausſichtlich im Herbſt zuſammentreten,
und er iſt auch ermächtigt worden, die Regierung zu er
mächtigen, ab 1. Oktober zu zahlen. Die Regierung ihrer
ſeits hat aber nicht erklärt, was ſie am 1. Oktober zu zahlen
gedenkt, auch nicht, was ſie etwa im Ausſchuß vorſchlagen
wird.

Das Fürſorgewefen.
Von Med.Rat Dr. Mathias, M. d. L., Kreisarzt, Bernburg

Vor dem Kriege war die Fürſorge für die arme und
notleidende Bevölkerung den Orts- und Landesarmen-
werbänden nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen
übertragen. Ueber dieſen Rahmen hinaus beſtand noch
eine intenſive ſoziale Fürſorge vonſeiten zahlreicher cari
tativer Verbände. Auch jede einzelne Perſon leiſtete ent
ſprechend ihren wirtſchaftichen Verhältniſſen und der hu
manitären Einſtellung den Aermſten in der Not Beiſtand.
So haben ſich vor dem Kriege wohl kraſſe Klaſſenunter-
ſchiede, teils ungeheuer Reichtum, teils große Armut ge
zeigt. Hungersnot aber und unermeßliches Elend gab
es damals nicht.

Dieſe Verhältniſſe haben ſich ſeit 1918 erheblich geän
dert. Der Krieg hat ſchwere Opfer an Leben und Geſund-
heit vom deutſchen Volke gefordert, die Entwertung des
Geldes hat das mühſam geſparte Vermögen zahlreicher
Familien zerſchmelzen laſſen, die ſtändige Not hat die
Körper und Nervenkräfte eines großen Teiles unſerer
Mitmenſchen ausgeſaugt, der Arbeitsmangel hat auch den
Arbeitswilligen die Möglichkeit genommen, das, was
ihnen an Kraft und Fähigkeiten übrig geblieben iſt, zur
Erhaltung ihrer Exiſtenz und der ihrer Angehörigen ein
zuſetzen.

So waren Zuſtände entſtanden, die not gedrungen das
Reich veranlaßten, durch entſprechende geſetzliche Beſtim
mungen das ganze Fürſorgeweſen nach allgemeinen Ge
ſichtspunkten zu regeln und die Laſten, die früher den ein
zelnen Gemeinden übertragen waren, aus ſozialen vater
ländiſchew und politiſchen Geſichtspunkten auf ſich zu neh
men. Die diesbezüglichen Geſetze ſind:

1. das Verſorgungsgeſetz vom 4. 8. 1921
2. das Anterſtützungsgeſetz für Rentenempfänger der Jn

waliden und Angeſtelltenverſicherung vom 7. 12. 1921
3. das Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt zur Fürſorge

für hilfsbedürftige Minderjährige vom 9. 7. 1922
4. die Wochenfürſorge vom 9. 6. 1922 und Verordnung

wom 18. 8. 1923
5. das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter

wom 12. 1. 1923
6. das Reichsverſorgungs, das Altrentner, das Kriegs

perſonenſchädengeſetz in der Faſſung vom 30. 6. 1923.
Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 8. 12. 1923

wurde am 13. 2. 1924 die Verordnung über die Fürſorge
pflicht erlaſſen, die alle Zweige der ſogialen Fürſorge zu
ſammenfaßt, die Fürſorgepflichtigen auf die Länder über
trägt und letzteren hierfür durch die dritte Steuernotver
ordnung beſtimmte Steuern überläßt.

Die Träger der Fürſorgepflicht ſind in Anhalt der
Landesfürſorgeverband und die Bezirksfürſorgeverbände
der vier Hauptſtädte und fünf Kreiſe.

Die Aufgaben, die die Fürſorgeverbände zu erfüllen
haben ſind
I. ſoziale Fürſorge für Kriegsbeſchädigte, Kriegshinter-

ihliebene und die ihnen auf Grund des Verſorgungs
geſetzes Gleichſtehenden (die eigentlichen laufenden
Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenenrenten mit
allen Zulagen werden vom Reich getragen)

2. die Fürſorge für Rentenempfänger der Jnvaliden
und Angeſtelltenverſicherung, ſoweit ſie nicht den Ver
ſicherungsträgern obliegt

3. die Fürſorge für Kleinrentner und die ihnen Gleich
ſtehenden

4. die Fürſorge für Schwerbeſchädigte und Schwerer
werbsbeſchränkte durch Arbeitsbeſchaffung

5. die Fürſorge für hilfsbedürftige Minderjährige
6. die Wochenfüvſorge

Es würde zu weit führen, die einzelnen geſetzlichen
Beſtimmungen dieſer Fürſorgepflichtverordnung, im Be
ſſonderen die Frage der Zuſtändigkeit, den Begriff der
Hilfsbedürftigkeit und des Maßes der Fürſorge den Ko
ſtenerſatz, die Frage der Arbeitspflicht und Anſtaltsunter
bringung hier zu erörtern Es ſoll vielmehr nur über die
Auswirkung dieſer reichsgeſetzlich angeordneten Fürſorge
pflicht referiert werden.

Das Reich hat ſich meines Erachtens die Aufgabe ſehr
leicht gemacht. Nachdem es humanitäre Beſtimmungen
getroffen, hat es ohne genügende Zuweiſung der erforder
lichen Steuermittel die Laſten auf Gemeinden und Länder
abgewälzt. Die Hauszinsſteuer, die zunächſt ausſchließlich
für die Fürſorge gedacht war, kann nach ſpäteren reichs
geſetzlichen Beſtimmungen nur zu einem gewiſſen Prozent
ſatz (20 bis 30 Prozent) zu öffentlichen Zwecken verwendet
werden; der Reſt muß dem Wohnungsbau dienen. Der
ungeheure Bedarf der einzelnen Gemeinden an Mitteln
für die öffentliche Fürſorge haben deshalb den Zuſtand

herbeigeführt, daß bei den eingeſchränkten Machtbefug
niſſen der Gemeinden bezüglich der Steuererhebungen
überhaupt, die Steuerdecke erheblich zu kurz geworden und
faſt überall eine Deſizit wirtſchaft entſtanden iſt. Das
Zuſchlagsrecht zur Einkommenſteuer, der einzige Weg, der
den Gemeinden die Möglichkeit gibt, die Koſten für die
Fürſorge zu beſtreiten, iſt ihnen zur Zeit noch vorent
halten.

Das ſind außerordentlich betrübliche Tatſachen. Sie
bedingen, daß die Gemeinden bei der immer noch beſtehen
den Not u. Arbeitsloſigkeit anſcheinend nicht mehr in der
Lage ſind, die Fürſorgelaſten zu tragen. Sie können ſie
aus dem Grunde nicht mehr tragen, weil ſie, hauptſächlich
in den kleinen Gemeinden, den Geſamtetat lüberſchreiten.

So ſcheint mir faſt ein Zuſammenbruch der geſamten
Fürſorgepflichtverordnung in drohende Nähe gerückt.

Die Fürſorgepflichtverordnung iſt meines Erachtens
nicht mehr zeitgemäß. Sie war in dem Jahre der ſchlimm
ſten Jnflation geboren und mag den damaligen Verhält
niſſen Rechnung getragen haben. Bei dem raſchen Wech
ſel der Zeiten aber und dem Wechſel der Lebensbedingun
gen des Staates und der Bürger können derartige Geſetze
nur ein kürzes Leben haben und ſind als Beſtimmungen
von längerer Dauer nur ſtörend und hinderlich in der Er
füllung der Aufgaben. Es iſt wohl zu erwägen, ob die
Kriegsbeſchädigtenfürſorge von der übrigen Fürſorge auf
die Dauer getrennt werden kann oder ob nicht das geſam
te Verſorgungsweſen in ein einheitliches Geſetz zuſammen
geſchmiedet werden muß, das alle der ſozialen Fürſorge
bedürftigen Kreiſe erfaßt und ihnen eine einheitliche Ver
ſorgung gewährt. Nur durch ein ſolches, einheitliches Ge
ſetz können meines Erachtens die beſtehenden Fehler in
der Fürſorge beſeitigt werden. Was müßte im Rahmen
dieſes Geſetzes geſchehen

Die Zuteilung und Höhe der Rente in allen zweifel
haften Fällen darf fernerhin nicht von den einzelnen
maßgebenden Jnſtanzen (Verwaltungs- und Begutach
tungskörper) allein beſtimmt, ſondern muß von Kommiſ
ſionen feſtgelegt werden, in denen einerſeits die inter
eſſierten Perſonen und andererſeits die Verwaltungs und
Begutachtungsbehörden vertreten ſind Jn dieſen Kom
miſſionen erſt kann die Not wendigkeit und Höhe der Ren
te von verſchiedenen Geſichtspunkten aus bewertet und
ffeſtgebegt werden. Nicht außer Acht zu laſſen iſt hierbei,
daß den Gemeinden, die letzten Endes die Laſten zu tragen
haben, mehr Selbſtändigkeit gelaſſen wird. Sobald dieſe
ganze Arbeit wieder vom grünen Tiſch in den Geſichtskreis
der beteiligten Gemeinden gerückt und dadurch jeder zwei
ffelhafte Fall nach der wirklichen Not wendigkeit bewertet
wird, werden die Klagen verſtummen, die man vielfach
hört, daß die Rentenverteilung zur Zeit häufig eine un
gerechte iſt. Sollen doch einerſeits zur Zeit manchmal
Perſonen Renten bekommen, die erheblich über das erfor
derliche Maß hinausgehen und dem Sinn des Geſetzes nicht
entſprechen (ich erinnere nur an S 7 der Reichsgrundſätze
über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen Für
ſorge), während andere, die dringend der Unterſtützung be
dürfen, bei ihrer Schüchternheit und mangelhaften Ge
wandtheit nicht zu dem gebührenden Rechte kommen. Die
Rentenpſychoſe iſt zweifellos eine Krankheit, die erheblich
in der letzten Zeit gewachſen iſt.

Es wird uns alſo weiter nichts übrig bleiben, wenn
Länder und Gemeinden nicht an den Fürſorgelaſten zuſam
menbrechen ſollen, als das ganze Rentenweſen mit dem
Ziele der Vereinfachung, genaueren Begutachtung und De
zentraliſation zu moderniſieren.

800 000 Esrwerbsloſe.
Die Zahl der Hauptunterſtützungsempfänger in der

Erwerbsloſenfürſorge betrug am 15. Juni 1927 rund
598 000 gegenüber 649 274 am 1. Junt, 743 227 am 15.
Mat, 870 378 am 1. Mai. Der Rückgang in der Zeit vom
I. bis 15. Juni beträgt alſo ungefähr 7,7 Proßent, der
wom 15. Mai bis 1. Juni 12,6 Prozent, der vom 1. Mai
his 15. Mai 14,6. Die Zahl der Zuſchlagsempfänger iſt
im gleichen Zeitraum von 726 000 auf 664 000 geſunken.
Auch in der Kriſenfürſorge iſt die Zahl der Hauptunter
ſtützungsempfänger in der Zeit vom 15. Maß bis 15.
Juni um ungefähr 18000 zurückgegangen, nämlich von
226 000 auf 208 000. Alles in allem hat alſo die Zahl
der unterſtützten Arbeitsloſen ſeit 15. Mai 1927 einen
Rückgang von 163 000, das iſt 16,8 Prozent erfahren.

Die Lage des Arbeitsmarktes hat ſich alſo zweifellos
entſpannt. Den hauptſächlichſten Beitrag hierzu leiſtet das
Bau und Bauſtoffgewerbe, die Textil und Bekleidungs
induſtrie und in gewiſſem Amfang auch die Holz und
Metallinduſtrie. Die lebhafter Tätigkeit im Bauweſen
wirkt ſich natürlich auch auf die Nebengewerbe und die be
teiligten Handwerkszweige aus. Man wird alſo eine ge
wiſſe Steigerung der wirtſchaftlichen Aktivität feſtſtellen
dürfen

Nun iſt in Deutſchland ſehr wiel geſchrieben worden,
daß wir auf abſehbare Zeit mit einer chroniſchen Arbeits
loſigbeit von beträchtlichem Amfang rechnen müſſen. Man
ſtützt ſich hierbei auf die aus der Entwicklung und dem
Altersaufbau der Geſamtbevölkerung erkennbare Ent
wicklung der Erwerbsbevölkerung, die ſich ja mit ziemlicher
Präziſion errechnen läßt. Hierbei ergibt ſich, daß wir auf
abſehbare Zeit mit einem Arbeitsangebot rechnen müſſen,
das um 3 bis 4 Millionen größer iſt als das der Vor
kriegszeit. Man weiſt ferner darauf hin, daß die verſchie
denen unmittelbaren Kriegsfolgen wie die Zunahme
der Frauenarbeit, die Vermehrung des Arbeitsangebotes
durch frühere Rentner, die Rückwanderung von Auslands
deutſchen, ferner die unmittelbare Kapitalzerſtörung
Eingliederung dieſer zwangsläufig wachſenden Zahl der
Erwerbsfähigen in den Produktionsprozeß außerordent
liche Schwierigkeiten machen werden.

Das iſt alles richtig und deshalb kann auch von einer
günſtigen Konjunktur noch nicht ohne weiteres die Be
ſſeitigung des Teils der Arbeitsloſigkeit erwartet werden,
der ſich bei gewiſſenhafter Prüfung auf ſtrukturelle
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Aenderungen der deutſchen Volkswirtſchaft zurückführen
läßt. Wenn trotzdem aber die gegenwärtige Lage des Ar
ſbeitsmarktes als Wirkung der erhöhten Aktivität der deut
ſchen Wirtſchaſt noch nicht befriedigend erſcheint, und wenn

Divor allen Dingen das vollſtändige Fehlen einer Ergänzüng
der gegenwärtigen Konjunkturentwicklung näch der Er
portſeite hin die Aufrechterhaltung des jetzigen Shatus
durchaus in Frage ſtellt, ſo wird man nicht umhin können,
die Frage aufzunehmen, ob die in den letzten Monaten
eingetretene Erhöhung des allgemeinen Lohnniveaus die
Steigerung des Arbeitsbedarfes der Wirtſchaft durch den
konjuünkturellen Aufſchwung und damit den Rückgang der
Arbeitsloſigkeit hemmt! Es wird geſagt, daß nur eine
güantitätstheoretiſche Betrachtungsweiſe in der gegen
wärtigen Lohnbewegung eine Gefahr für die Konjünktur-
entwicklung ſehen könne. Das aus der Geldtheorie ent
lehnte Wort der quantitätstheoretiſchen Betrachtungs
weiſe iſt nicht geeignet, die Problemſtellung, auf die es
hierbei ankommt, zu klären. Der Verfaſſer denkt auch
ar nicht an die Quantitätstheorie des Geldes, ſondern
an die Lohnfondstheorie des Arbeitsmarktes, die ſagt,
daß die für den Lohnaufwand der Wirtſchaft zur Ver
fügung ſtehende Summe mit der der Wirtſchaft zur Ver
fügung ſtehenden Kapitalmenge identiſch ſei. Es iſt natür
lich nicht ſchwer, feſtzuſtellen, daß die alte, in ihrer Formu
lierung etwas gewaltſame Lohnfondstheorie nicht ſtimmt.
Daß aber ein Zuſammenhang zwiſchen der Größe des in
der Wirtſchaft. gebildeten Kapitals und der Aufnahme
fähigkeit des Arbeitsmarktes beſteht, muß auch der zu
geben, der der Lohnfondstheorie in der Behauptung einer
präziſen Uebereinſtimmung nicht folgen kann.
Es zeigt ſich wielſach eine Art, die Verhältniſſe des

Arbeitsmarktes zu betrachten, die in gewiſſem Sinne ge
fährlich iſt. Eine genalle Betrachtung des Konjunktur
bildes zeigt die völlige Einſchränkung der Steigerung des
Produkkionsumſanges auf erhöhte Anſprüche des Jn
ländsmarktes Jhre Paräallelität mit Lohn ſteigerungen
und Preisſteigerungen iſt daher nur natürlich. Aber ge
Lade deshalb iſt die Geſamtlage durchaus nicht geeignet,
Optimismus zu rechtfertigen. Die zunehmende Paſſivität
unſerer Handelsbilang muß zwangsläufig im Intereſſe des
Deviſenmarktes zu Kreditreſtriktionen, nicht zuletzt auch

im Hinblick auf die Notwendigkeit der Verzinſung und
Rüchzahlung ausländiſcher Kredite führen. Solange alſo
die Konjunktur lediglich auf den Jnlandsmarkt beſchränkt
bleibt was Bei ſteigenden Löhnen und entſprechend ſtei
genden Preiſen angeſichts der Rückläufigkeit der Welt
marktpreiſe ſelbſtverſtändlich iſt, beſteht immer die Gefahr,
daß ganz zwangsläufig Kreditreſtriktionen den günſtigen
Anſang der Konjunkturentwicklung droſſeln.
Das würde eine Verringerung des Lohnfonds und
damit der Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes
Folge haben. Will man das aber vermeiden, ſo bleibt
mur die Möglichkeit, den Konjunkturaufſchwung auf die
Baſis erweiterten Exports zu ſtellen und das iſt ſelbſt
werſtändlich nur möglich, wenn die Geſamtrichtung un

e er e und natürlich auch der Lohn politiks e Verbilligung der deutſchen Produttion erſtrebt. Die
Erfahrungen beſonders der Amerikaner zeigen doch daß

eine ſolche Politik geeignet iſt, eine wirkliche Hochkonjunk
turſherbeizuführen, und zwar was in dieſem Zuſammen
hang das wichtigſte iſt bei ſinkenden Preiſen Und ſtet
genden Reallöhnen. Auf die Regllöhne kommt es aber
an und nicht auf die Zahlen, die Nominallöhne ſind tat
ſächlich nichts anderes als Zahlenbegriffe, die Reallöhne
aber ſind wirtſchaftliche und ſoziale Wirklichkeiten.

Soziales
Demokratiſche Anträge zur Arbeitsloſenverſicherung.

Zur zweiten Leſung des Geſetzentwurfs über Arbeits
loſenverſicherung hat ſich die demokratiſche Reichstagsfrak
hion auf wenige Anträge beſchränkt. Sie fordert in einem
Auftrage in den Klaſſen 4 10 die Erhöhung der Haupt
unterſtützung auf 40 w. H. des Einheitslohnes und in den
gleichen Klaſſen Erhöhung der Geſamtunterſtützung auf
65 v. H.. Beſonders der letzte Antrag iſt von großer Be
deutung, da er die kinderreichen Familien berückſichtigt.
Nach den bisherigen Beſchlüſſen würde ein Zuſchlag für
das 5. und weitere Kind nicht mehr gewährt werden. Fer
wer kann nach den bisherigen Beſchlüſſen der Beitrag in
den verſchiedenen Bezirken in verſchiedener Höhe erhoben
werden. Neben allen anderen Nachteilen würde dadurch
der eigenartige Zuſtand entſtehen, daß für gleiche Leiſtun
gen verſchieden hohe Beiträge gezahlt werden können. Die
Demokratiſche Reichstagsfraktion beantragt deshalb, daß
der Beitrag durch den Verwaltungsrat der Reichsanſtalt
einheitlich für das ganze Reich feſtgeſetzt wird. Die Friſt,
in der der Arbeitsloſe verpflichtet iſt, eine andere ihm zu
gewieſene Beſchäftigung anzunehmen, iſt auf neun Wochen
werkürzt worden. Die Demokraten beantragen, daß Ange
ſtellhe zur Annahme einer Arbeit nur in einer der Ange
ſtelltenverſicherungspflicht unterliegenden Tätigkeit ver
pflichtet ſind. Zwei weitere Anträge verlangen im Jnter
eſſe der Selbſtverwaltung Erſatz der Zuſtimmung der
geſamten Reichsregierung durch die Zuſtimmung des
Reichsarbeitsminiſters.

Die tarifliche Regelung des Lehrlingsweſens,

Gwpdt. Die tariflichen Vereinbarungen über das
Lehrlingsweſen erweiſen ſich immer mehr als wertvolle
Ergänzung der geſetzlichen Beſtimmungen. Der Gewerk
ſſchaftsbund der Angeſtellten kann in ſeinem Jahresbericht
für 1926 feſtſtellen, daß von 736 Tarifverträgen am Ende
des Jahres 570 Beſtimmungen enthalten, die irgendwie die
Verhältniſſe der Lehrlinge regeln. Der in der Theorie
beſtehende Streit über die Zuläſſigkeit einer tariflichen
Regelung hat in der Praxis die tarifvertraglichen Verein
harungen nicht hindern können. Die Rechtſprechung und
Geſetzgebung werden den beſtehenden praktiſchen Bedürf
miſſen Rechnung tragen müſſen.

zur

Jm einzelnen ergibt die

Herren aufs neue hervortreten.

karifvertragliche Regelung des Lehrlingsweſens folgendes
Bild

216 Tariſverträge ſchreiben einen ſchriftlichen Lehr
vertrag vor.

225 Tariſverträge beſtimmen die Dauer der Lehrzeit.
Für die kaufmänniſchen Angeſtellten iſt die Lehrzeit durch
weg auf drei Jahre vegrenzt. Soweit höhere Schulbil
dung vorliegt oder ein volles Jahr der Beſuch eines Voll
kurſes einer Handelsſchule erfolgt iſt, kann die Lehrzeit
auf zwei Jahre verbürzt werden.

Jn 409 Tariſ verträgen wird den Lehrlingen
Rechtsanſpruch auf UArlaub zugeſichert.

385 Tarifverträge ſetzen die dem Lehrling zu zahlende
Entſchädigung feſt.

Verſchiedentlich enthalten die Tarifverkräge noch
Vereinbarungen, die den Lehrherrn verpflichten, die Ko
ſten des Beſuches einer Handels begw. Berufsſchule ein
ſchließlich der benötigten Lehrbücher zu tragen. Teilweiſe
ſind auch Beſtimmungen getroffen worden über die Weiter
beſchäftigung des Lehrlings nach Beendigung der Lehrzeit.

ein

Parteinachrichten.
Bezirk Halle.

Zur Warnung für landwirtſchaftliche Betriebs
unternehmer.

Die landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft für
Provinz Sachſen, Sitz Merſeburg, ſchreibt uns:

Jn einem bei der land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſen
ſchaft für die Provinz Sachſen verſicherten lhand wirtſchaft
lichen Betriebe verunglückte im Dezember 1926 eine Ar
beiterin beim Dreſchen dadurch, daß ihre Kleider won der
Antriebswelle der Strohpreſſe in dem Augenblick erfaßt
wurden, als ſie ſich in deren Nähe bückte, um einer ande
ren Arbeiterin einen Korb Spreu hochzuheben. Bevor die
Maſchine abgeſtellt werden konnte, war die Verunglückte
mehrere Male herumgeſchleudert worden. Die hierbei
erlittenen Verletzungen waren ſo ſchwer, daß der Tod ſo
fort eintrat. Wie die Unterſuchung ergab, war das auf
der rechten Seite der Strohpreſſe herausragende 35 em
lange Ende der Antriebswelle nicht geſchützt. Daß dieſer
äußerſt geſfahrvolle Teil der Welle mit Schutz verſehen ſein
mußte, war dem Betriebsunternehmer bekannt. Er wurde
deshalb wegen fahrläſſiger Tötung angeklagt. Das Ge
richt hat ihn jetzt zu einer Gefängnisſtrafe von drei Mo
naten verurteilt. Außerdem muß er ſämtliche Koſten für
die Beerdigung uſw. tragen Hieraus müſſen die Land
wirte die Lehre ziehen, daß die won der Vlandwäirtſchaftli
chen Berufsgenoſſenſchaft für die Provinz Sachſen veröf
ffentlichten Anfallverhütungsvorſchriften auf das Gewiſſen
häfteſte beachtet werden, damit ſie nicht nur andere, ſon
dern auch ſich ſelbſt vor ſchwerem Schaden bewahren

die

Nicht vergeſſen e

Bei Ablehnung der von Demokraten, Soßialdemokra

ten und Zentrum beantragten Verlängerung des Sperr
geſetzes für Fürſtenabfindungsprozeſſe hat ſich neben den
anderen Rechtsparteien auch die ſogenannte Wirtſchafts
partei wiederum als willkommene Helferin der verſtaub
ten und vermoderten Rechts“Titel der Fürſten und
Standesherren erwieſen. Dieſe Partei, die angeblich
die Jntereſſen der deutſchen Wirtſchaft und in Sonderheit
die des Mittelſtandes wahren und für eine ſteuerliche Ent
aſtaung eintreten will, hat auch in dieſem Falle ihre Ab
geordneten nicht zu einer einheitlichen Abſtimmung und
zur Annahme der eigentlich ſelbſtwerſtändlichen Verlänge
rung des Sperrgeſehes zuſammenhalten können. Bei der
Abſtimmung für und wider haben vielmehr eine Anzahl
Abgeordneter der Wirtſchaftspartei gegen die Verlänge
rung geſtimmt und dieſe zu Fall gebracht.

Damit werden natürlich auch in Preußen die Erſatz
anſprüche der vorläufig mit einer jährlichen Abſchlags
zahlung von 30 und 45 Prozent abgefündenen Standes-

Einer dieſer „erſtklaſſi
gen Preußen“ berechnete ſeinerzeit ja ſeine Schadenerſatz
ſanſprüche“ auf die Kleinigkeit von nur 5 Millionen Gold
maärk. Man wird alſo wieder verſuchen, Staat und Volk
zu ſchröpfen, und dabei werden natürlich alle Fürſten“
ſſolidariſch vorgehen und ihre Forderungen, die ſich auf
rund 100 Millionen belaufen, auf dem Prozeßwege wieder
aufnehmen.

Wer muß das bezahlen Haben die Abgeordneten der
Wirtſchaftspartei ſich das klar gemacht Haben ſie daran
gedacht, daß für die allſſeitig als notwendig erachtete Auf
beſſerung der Beamtenbezüge kein Geld da iſt, daß aber

der Preußiſche Staat nun wieder ſofort Hunderttauſende
an dieſe unerſättliche und anmaßende Geſellſchaft von
Fürſten und ihren Trabanten zu zahlen hat. Neue ſteuer
liche Laſten ſind die Folgen, und Volk und Wirtſchaft
müſſen aufs neue bluten.

Es fällt einem ſchwer, Abgeordnete, die durch ihre
Abſtimmung ſolche Zuſtände unterſtützen, als Volksver
treter anzuſprechen. Hier trennt ſich Volksrecht und Her
renanmaßung in ganz augenfälliger Form. Aber, wenn
auch Deutſchnationale und Volksparteiler, wie nicht anders
zu erwarten, ſo handeln, daß Vertreter einer angeblichen
Wirtſchaftspartei in dieſelbe Kerbe hauen, überſchreitet
denn doch jedes erträgliche Maß.

Wir bitten unſere Leſer, bei politiſchen Geſprächen
den Mittelſtand ganz beſonders auf das Verhalten von
Abgeordneten der Wirtſchaftspartei aufmerkſam zu machen.
Bis zu den nächſten Wahlen darf dieſer Akt won Volks
feindlichkeit nicht in Vergeſſenheit geraten

Halle. Der von den Ortsgruppen für jedes einge
ſchtiebene Mitglied an den Wahlkreisverband vierteljähr
lich abzuführende Beitrag von 0,50 iſt an das Bankhaus
L. Schönlicht, Halle (Saale), Poſtſtraße, Poſtſcheckkonto
Leipzig Nr. 9923 einzuſchicken.

n

Halle. Auf der am 22. Mat in Halle abgehal
Verkretertagung des Wahlkreisverbandes wurde u a.
nachſtehender Beſchluß gefaßt: u

Die Ortsgruppen verpflichten ſich, ab 1.
1927 der WahlkreisverbandsGeſchäſtsſtelle ein C t

plar der örtlich erſcheinenden und am meiſten g
nen Zeitung durch die Poſt laufend koſtenlos zu
weiſen
Dieſer Beſchluß kam einmütig zuſtande und wurd

wiſſermaßen als eine Selbſtverſtändlichkeit angeſehen
Etat der Ortsgruppe kann er auch nicht ſehr belaſte
ja nur ein einzelnes Zeitungsexemplar für jede K
Ortsgruppe in Frage kommt. Bisher hat aber n
Ortsgruppe Bitterfeld dieſen Beſchluß ausgeß
Wir exinnern die Vorſtände der fehlenden Ortsgru
an dieſen Beſchluß und bitten dringend um Beachtung

Halle Die Eintrittskarten für unſere mit e
Sommerfeſt verbundene Verfaſſungsfeier liegen in
Steintorbuchhandlung von Herrn A. Simonſohn, E
Steinſtr. 54 55, und in unſerer Parteigeſchäftsſtelle,
Brauhausſtr. 30 (im Neubau an der Ritter-Paſſage)
Abholung bereit. Wir bitten alle Mitglieder und E
nungsfreunde um recht frühzeitige Abnahme dieſer
karten. Erwachſene 60 Pfg., Kinder frei

Weißenfels. Vom Wetter aufs herrlichſte begün
fand am Sonntag, den 26. Juni das Sommer bezw.
derfeſt der Deutſchen Demokratiſchen Partei Weiße
im Bahnhofsreſtaurant Leißling ſtatt. Nach einer
lichen Begrüßungsanſprache des Vorſitzenden, Le
Schmeſider, entwickelte ſich in dem vollbeſetzten ge
migen Garten des Feſtlokals ein reges Treiben
Armbruſt und Bolzen gingen die Knaben dem ſto
Adler welcher erſt einer kritiſchen Muſterung ſtandheo
mußte, zu Leibe, einen Treffer nach dem anderen e
lendd, während die Mädchen mit dem Stechvogel den r
ſtrahlenden Stern bearbeiteten. Nach einigen in Koſtü
auſgeführten Volkstängen, welche lebhaften Beifall ſan
hielt Mittelſchulkonrektor Drebes- Naumburg die
anſprache. Dieſelbe klang aus in der Mahnung an
auch die Kinder, immer bedacht zu ſein, deutſches V
um zu pflegen, im anderen den deutſchen Volksgen
zu ſehen und die Meinung und Ueberzeugung der and
zu achten. Der Weg und das Ziel des Volkes iſt der
deraufbau des Vaterlandes. Die Deutſche Demokrat
Partei wird aber auch in der Zukunft eine der feſte
Stützen der Verfaſſung von Weimar ſein. Lebhafter
fall und die dritte Strophe des Deutſchlandliedes El
heit und Recht und Freiheit“, folgten den begeiſte
Ausführungen des Redners. Da die Veranſtaltung
Kinderfeſt ſein ſollte, war für Beluſtigung der Juc
durch Topfſchlagen, Wettlaufen und dergleichen weiter
ſorgt, aber auch für Unterhaltung der Erwachſenen
durch Preisſchießen der Herren und Kegeln für Da
Sorge getragen. Zum Schluß erhielt jedes Kind
ſchönes und praktiſches Geſchenk d

m

Die fahrende Kamera.
Ein neuer Aufnahmewagen. e

Die e Richtung der Aufnahmetechnik weiſt auf
wom Stativ gelöſte Kamera. Der Operateur iſt gezwun
immer neue Bewegungsapparate für ſeine Kamera zu erſin
Die größte Verwendungsmöglichkeit hat der ſogenannte
nahmewagen, früher ein ſehr primitiv wirkendes Geſtell,
ſſen Bewegungsmöglichkeit nur im Hin und Herfahren in
durch vorheriges Proben feſtgeſtellten Richtung beſtand, h
eine Spezialkonſtruktion, die auch den komplizierteſten An
derungen gerecht wird. Der Anblick eines antiquierten
fährtes dürfte ſchon genügen, um zu beweiſen, daß mit ſol

Die fahrende Kamera
eine Erfindung des Chefoperateurs Carl Orews

wurde zum erſten Mal in dem PhoebusFilm
„Pique Dame“ erfolgrelch benutzt

Mitteln nicht die höchſten e erzielt werden kof
ten. Der nunmehr geſchaffene Wagen iſt in der Form ei
gleichſchenkligen Dreiecks mit Rädern gehalten, alle Räl
ruhen in Gabeln und ſind en Oberhalb der Gabel iſt
Kettenrad befeſtigt. Durch Rollenketten iſt wiederum jedes
Räder verbunden und gehorcht der Steuerung von ein
Punkte aus. Dieſe Art der Steuerung geſtattet jede gewünſa
Bewegung und bedeutet einen ungeheuren Fortſchritt, da
direkt vom Kameramann ſelbſt unter gleichzeitiger Beobachtu
des Bildfeldes aus geſchieht. Ein weiterer Vorteil iſt es, d
das Objektiv die Ebene der feſtgelegten Richtung beibeh
und die Verfolgung des Objektivs nur durch Steuerung
Wagens erfolgt, der bedeutend ſchneller als jede andere Pat
ramabewegung folgen kann. Der Wagen iſt zuerſt in d
PhoebusFilm „Pique Dame zur Verwendung gelangt.
hat ſeine große Beweglichkeit darin bewieſen und alle

verlangten Bewegungen der Kamera bedeutend t
erſtützt.

e

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg

Druck: Buchdruckerei Hugo Alpers (Allg. Ztg.), Delitzſch
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